Deutscher Bundestag 

17. Wahlperiode 


Drucksache 17/13522 


15 . 05 . 2013 


Beschlussempfehlung* 

des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 17/12603, 17/13036- 


Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Investmentsteuergesetzes 
und anderer Gesetze an das AIFM-Umsetzungsgesetz 
(AIFM-Steuer-Anpassungsgesetz - AlFM-StAnpG) 


A. Problem 

Durch das AIFM-Umsetzungsgesetz (Dracksachen 17/12294 - Gesetzentwurf 
der Bundesregierung - und 17/13395 - Beschlussempfehlung und Bericht des 
Finanzausschusses) wird ein Kapitalanlagegesetzbuch geschaffen und das In- 
vestmentgesetz aufgehoben. Dies hat zur Folge, dass diverse Gesetze, die bisher 
Bezug auf das Investmentgesetz genommen haben, geändert werden müssen. 

Zudem besteht Bedarf für die Einführung eines Pension-Asset-Pooling-Vehi- 
kels in Deutschland. Mit dem Kapitalanlagegesetzbuch wird die Investment- 
kommanditgesellschaft in Deutschland eingeführt. Ergänzend bedarf es hierzu 
einiger Regelungen im Investmentsteuerrecht. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung strebt mit dem Gesetzentwurf zum einen die Anpassung 
diverser steuerrechtlicher Regelungen — insbesondere des Investmentsteuer- 
rechts — und außersteuerrechtlicher Normen an das Kapitalanlagegesetzbuch 
an. Zum anderen soll mit einer Ergänzung des Investmentsteuergesetzes die 
Einführung eines Pension-Asset-Pooling- Vehikels in Deutschland ermöglicht 
werden. Zudem sollen verschiedene Gestaltungsmöglichkeiten im Rahmen des 
Investmentsteuerrechts beseitigt werden. 

Darüber hinaus empfiehlt der Finanzausschuss insbesondere folgende Verände- 
rungen des Gesetzentwurfs: 

- Änderung des Investmentsteuergesetzes (InvStG) zur Anwendung der Anla- 
gebestimmungen auf OGAW, zur Vereinfachung der Anforderungen an die 
Risikomischung, zur Erreichung eines partiellen Bestandsschutzes für das 
Halten von Beteiligungen an gewerblichen Personengesellschaften sowie 
zur Befreiung von einer Beteiligungshöchstgrenze bei ÖPP-Projektgesell- 
schaften und bei Gesellschaften, die in erneuerbare Energien investieren; 
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— Beschränkung der offenen Investmentkommanditgesellschaft auf Zwecke 
des Pension Asset Poolings; 

— Aufteilung der auf laufende Dividendenerträge entfallenden Werbungskos- 
ten einerseits auf steuerbegünstigte Schachteldividenden und andererseits 
auf steuerpflichtige Streubesitzdividenden bei Spezialfonds (§§ 15, 16 
InvStG) nach der Einführung der Steuerpflicht auf sog. Streubesitzdivi- 
denden; 

— Rückführung der detaillierten Regelung der Ausschüttungsreihenfolge im 
Investmentsteuergesetz auf ihren Kern; 

— Anpassungen des Investmentsteuergesetzes beim Ausweis der Besteue- 
rungsgrandlagen bei Publikumsfonds auf Grand der Steuerpflicht von Streu- 
besitzdividenden; 

— klarere Fassung des Verhältnisses der Regelungen des § 19 InvStG zu den 
Vorschriften des Außensteuergesetzes über die Hinzurechnungsbesteuerang; 

— Befristung und weitere Modifikationen des Bestandsschutzes für Invest- 
mentvermögen; 

— Vereinfachung im Einkommensteuergesetz (EStG) zur Berücksichtigung 
von Vorsteuerberichtigungsbeträgen; 

— Anhebung des Flöchstbetrags für den Abzug von Unterhaltsleistungen ge- 
mäß § 33a Absatz 1 Satz 1 EStG entsprechend des Grandfreibetrags für die 
Veranlagungszeiträume 2013 und 2014; 

— Schaffung der Begleitregelungen zur Erfüllung von Verpflichtungen aus völ- 
kerrechtlichen Vereinbarungen zum automatischen Informationsaustausch 
(geplantes FATCA- Abkommen mit USA und zukünftige ähnliche Abkom- 
men mit anderen Staaten); 

— Umsatzsteuerbefreiung der Verwaltung von Investmentvermögen; 

— Freibetragsregelung für ländliche Brandunterstützungsvereine im Versiche- 
rangsteuergesetz und Feuerschutzsteuergesetz; 

— redaktionelle Änderungen und Klarstellungen. 

Annahme des Gesetzentwurfs in geänderter Fassung mit den Stimmen der 

Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen 

SPD, DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Da mit dem Gesetzentwurf lediglich für das Investmentsteuerrecht im Zusam- 
menhang mit der Anpassung an das AIFM-Umsetzungsgesetz das Ziel verfolgt 
werde, den bisherigen steuerrechtlichen Status quo der Investmentfondsbesteu- 
erang aufrechtzuerhalten, geht die Bundesregierung davon aus, dass die finan- 
ziellen Auswirkungen des Gesetzes auf das Steueraufkommen nicht nennens- 
wert seien. 

Im Zusammenhang mit der Einführung der Investmentkommanditgesellschaft 
als ein für Zwecke der Doppelbesteuerangsabkommen (DBA) transparentes 
Anlagevehikel für das Pension-Asset-Pooling seien keine Auswirkungen auf 
das deutsche Steueraufkommen zu erwarten. 
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Die Regelungen zur Verringerung des steuerrechtlichen Gestaltungspotentials 
im Investmentsteuergesetz würden zu einer nicht bezifferbaren Erhöhung des 
Steueraufkommens führen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass das AIFM-Steuer-Anpassungsgesetz 
zusammengenommen eher zu geringen, jedoch nicht bezifferbaren Steuermehr- 
eiimahmen führen werde. 

Durch die vom Finanzausschuss empfohlene Vereinfachung im Einkommen- 
steuergesetz zur Berücksichtigung von Vorsteuerberichtigungsbeträgen sind zu- 
dem geringfügige Mehreinnahmen zu erwarten. 

Die vom Finanzausschuss empfohlene Erhöhung des Unterhaltshöchstbetrags 
in zwei Stufen (§ 33a Absatz 1 Satz 1 EStG) führt in der ersten Stufe 2013 (Er- 
höhung auf 8 130 Euro) zu Steuermindereiimahmen in Höhe von 10 Mio. Euro 
und in der zweiten Stufe ab 2014 (Erhöhung auf 8 354 Euro) zu zusätzlichen 
Steuermindereiimahmen von 20 Mio. Euro pro Jahr. Damit belaufen sich die 
Steuermindereinnahmen beider Stufen insgesamt auf 30 Mio. Euro in der vollen 
Jahreswirkung. 

Durch die vom Finanzausschuss empfohlene Schaffung der Begleitregelungen 
zur Erfüllung von Verpflichtungen aus völkerrechtlichen Vereinbarungen zum 
automatischen Informationsaustausch werden die Voraussetzungen für die Er- 
zielung von nicht bezifferbaren Steuermehreinnahmen durch das geplante 
FATCA- Abkommen und zukünftige ähnliche Abkommen geschaffen. 

Durch die vom Finanzausschuss empfohlene Freibetragsregelung für ländliche 
Brandunterstützungsvereine im Versicherungsteuergesetz und Feuerschutzsteu- 
ergesetz entsteht ein Verzicht auf geringfügige Versicherungsteuereinnahmen. 

(Steuermehr- (+)/-mindereinnahmen (-) in Mio. Euro) 


Gebiets- 

körperschaft 

Volle Jahres- 
Wirkung 1 

Kassenjahr 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

Insgesamt 

-30 

• 

-5 

-20 

-30 

-30 

Bund 

-13 

• 

-2 

-9 

-13 

-13 

Länder 

-12 

• 

-2 

-8 

-12 

-12 

Gemeinden 

-5 

• 

-1 

-3 

-5 

-5 


' Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten. 


E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Die Bundesregierung sieht keine Änderung des Erfüllungsaufwands für Bürge- 
rinnen und Bürger. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Die Bundesregierung sieht eine Änderung des Erfüllungsaufwands für die 

Wirtschaft durch 

— die teilweise Aufhebung der Befreiung von der Körperschaft- und Gewerbe- 
steuer bei Investmentaktiengesellschaften und 

— die Einführung einer Antragsmöglichkeit, um durch die Finanzbehörden 
feststellen zu lassen, dass eine Investitionsgesellschaft die Voraussetzungen 
an einen Investmentfonds erfüllt. 
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Der zusätzliche jährliche Aufwand für die betroffenen Unternehmen werde 
rund 306 000 Euro betragen. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Dieser Aufwand entfalle in voller Höhe auf Bürokratiekosten aus Informations- 
pflichten. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Die Bundesregierung sieht eine Änderung des Erfüllungsaufwands der Steuer- 
verwaltungen der Länder durch 

— zusätzliche Körperschaft- und Gewerbesteuererklärungen von Investment- 
aktiengesellschaften, 

— die Entscheidung über Anträge auf Feststellung, dass eine Investitions- 
gesellschaft die Voraussetzungen an einen Investmentfonds erfüllt, 

— die förmliche Feststellung, dass ein Anlagevehikel nicht die Voraussetzun- 
gen an einen Investmentfonds erfüllt, und 

— die Veröffentlichung im Bundesanzeiger von bestandskräftigen Bescheiden, 
in denen festgestellt wurde, dass ein Anlagevehikel nicht die Voraussetzun- 
gen an einen Investmentfonds erfüllt. 

Der Erfnllungsaufwand erhöhe sich jedoch auf Grund der geringen Fallzahlen 
nicht signifikant. 

Die Auswirkungen auf den Völlzugsaufwand beim Bundeszentralamt für Steu- 
ern und den Landesfinanzbehörden seien auf Grund der geringen Fallzahlen als 
vemachlässigbar anzusehen. Ein Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln für 
den Bund ergebe sich nicht. 


F. Weitere Kosten 

Die Bundesregierang erwartet, dass der Wirtschaft, einschließlich mittelstän- 
discher Unternehmen, keine direkten sonstigen Kosten entstehen. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver- 
braucherpreisniveau, seien nicht zu erwarten. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksachen 17/12603, 17/13036 in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Berlin, den 15. Mai 2013 


Der Finanzausschuss 

Dr. Birgit Reinemund 

Vorsitzende 


Antje Tillmann 

Berichterstatterin 

Dr. Daniel Volk 

Berichterstatter 


Lothar Binding (Heidelberg) 

Berichterstatter 

Dr. Thomas Gambke 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Anpassung des Investmentsteuergesetzes 
und anderer Gesetze an das AIFM-Umsetzungsgesetz 
(AIFM-Steuer-Anpassungsgesetz - AlFM-StAnpG) 

-Drucksachen 17/12603, 17/13036- 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Anpassung des Investmentsteuergesetzes 
und anderer Gesetze 
an das AIFM-Umsetzungsgesetz 
(AIFM-Steuer-Anpassungsgesetz - 
AIFM-StAnpG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 




Inhaltsübersicht 

Artikel 

1 

Änderung des Investmentsteuergesetzes 

Artikel 

2 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

Artikel 

3 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

Artikel 

4 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Artikel 

5 

Änderung des Fünften Vermögensbildungs- 
gesetzes 

Artikel 

6 

Änderung des Altersvorsorgeverträge-Zertifi- 
zierungsgesetzes 

Artikel 

7 

Aufhebung des Wagniskapitalbeteiligungsge- 
setzes 

Artikel 

8 

Änderung des Finanzdienstleistungsaufsichts- 
gesetzes 

Artikel 

9 

Änderung des Geldwäschegesetzes 

Artikel 10 

Änderung der Verordnung zur Durchführung 
des Fünften Vermögensbildungsgesetzes 

Artikel 11 

Inkrafttreten 


Artikel I 

Änderung des Investmentsteuergesetzes 

Das Investmentsteuergesetz vom 15. Dezember 2003 
(BGBl. I S. 2676, 2724), das zuletzt durch Artikel 2 Ab- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Anpassung des Investmentsteuergesetzes 
und anderer Gesetze 
an das AIFM-Umsetzungsgesetz 
(AIFM-Steuer-Anpassungsgesetz - 
AIFM-StAnpG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 


Artikel 1 

unverändert 

Artikel 2 

unverändert 

Artikel 3 

unverändert 

Artikel 4 

unverändert 

Artikel 5 

unverändert 

Artikel 6 

unverändert 

Artikel 7 

unverändert 

Artikel 8 

unverändert 

Artikel 9 

unverändert 

Artikel 10 

unverändert 

Artikel 11 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Artikel 12 

Änderung des Körpersehaftsteuergesetzes 

Artikel 13 

Änderung der Abgabenordnung 

Artikel 14 

Änderung des Versicherungsteuergesetzes 

Artikel 15 

Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes 

Artikel 16 

unverändert 


Artikel I 

Änderung des Investmentsteuergesetzes 

Das Investmentsteuergesetz vom 15. Dezember 2003 
(BGBl. I S. 2676, 2724), das zuletzt durch Artikel 2 Ab- 
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Entwurf 

Satz 56 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 3044) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) ln der Überschrift zu Abschnitt 1 wird das Wort „In- 
vestmentanteile“ durch das Wort „Investmentfonds“ 
ersetzt. 

b) Nach der Angabe zu § 3 wird folgende Angabe ein- 
gefügt: 

„§ 3a Ausschüttungsreihenfolge“. 

c) Die Angabe zu § 10 wird wie folgt gefasst: 

„§ 10 Dach-Investmentfonds“. 

d) In der Überschrift zu Abschnitt 2 wird das Wort „In- 
vestmentanteile“ durch das Wort „Investmentfonds“ 
ersetzt. 

e) Die Angabe zu § 1 1 wird wie folgt gefasst: 

„§ 1 1 Steuerbefreiung und Außenprüfung“. 

f) Die Angabe zu § 14 wird wie folgt gefasst: 

„§ 14 Verschmelzung von Investmentfonds und Tei- 
len von Investmentfonds“. 

g) Die Angabe zu § 15 wird wie folgt gefasst: 

„§ 15 Inländische Spezial-Investmentfonds“. 

h) Nach der Angabe zu § 15 wird folgende Angabe ein- 
gefügt: 

„§ 15a Offene Investmentkommanditgesellschaft“. 

i) In der Überschrift zu Abschnitt 3 wird das Wort „In- 
vestmentanteile“ durch das Wort „Investmentfonds“ 
ersetzt. 

j) In der Angabe zu § 16 wird das Wort „Spezial-In- 
vestmentvermögen“ durch das Wort „Spezial-Invest- 
mentfonds“ ersetzt. 

k) Die Angabe zu § 17a wird wie folgt gefasst: 

„§ 17a Auswirkungen der Verschmelzung von aus- 
ländischen Investmentfonds und Teilen eines 
solchen Investmentfonds auf einen anderen 
ausländischen Investmentfonds oder Teile 
eines solchen Investmentfonds“. 

l) Die Überschrift zu Abschnitt 4 wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 4 

Gemeinsame Regelungen für inländische und 
ausländische Investitionsgesellschaften“. 

m) ln der Angabe zu § 1 8 wird das Wort „Anwendungs- 
vorschriften“ durch das Wort „Personen-Investitions- 
gesellschaften“ ersetzt. 

n) In der Angabe zu § 1 9 wird das Wort „Übergangsvor- 
schriften“ durch das Wort „Kapital-Investitionsge- 
sellschaften“ ersetzt. 

o) Nach der Angabe zu § 19 werden die folgenden An- 
gaben angefügt: 

„§ 20 Umwandlung einer Investitionsgesellschaft in 
einen Investmentfonds 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

satz 56 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 3044) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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Abschnitt 5 

Anwendungs- und Übergangsvorschriften 

§ 2 1 Anwendungsvorschriften vor Inkrafttreten des 
AlFM-Steuer- Anpassungsgesetzes 

§ 22 Anwendungsvorschriften zum AlFM-Steuer- 
Anpassungsgesetz 

§ 23 Übergangsvorschriften“. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1,1a und 2 werden durch die folgenden 
Absätze 1, la bis lg, 2 und 2a ersetzt: 

„(1) Dieses Gesetz ist anzuwenden auf Organis- 
men für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren 
(OGAW) im Sinne des § 1 Absatz 2 des Kapital- 
anlagegesetzbuchs und Alternative Investmentfonds 
(AlF) im Sinne des § 1 Absatz 3 des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs sowie auf Anteile an OGAW oder AlF. 
Teilinvestmentvermögen im Sinne des § 96 Absatz 2 
Satz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs, Teilgesell- 
schaftsvemiögen im Sinne des § 117 oder des § 132 
des Kapitalanlagegesetzbuchs oder vergleichbare 
rechtlich getrennte Einheiten eines ausländischen 
OGAW oder AlF (Teilfonds) gelten für die Zwecke 
dieses Gesetzes selbst als OGAW oder AlF. 

( 1 a) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf 

1. Gesellschaften, Einrichtungen oder Organisatio- 
nen, für die nach § 2 Absatz 1 und 2 des Kapital- 
anlagegesetzbuchs das Kapitalanlagegesetzbuch 
nicht anwendbar ist, 

2. Untemehmensbeteiligungsgesellschaften im Sin- 
ne des § la Absatz 1 des Gesetzes über Untemeh- 
mensbeteiligungsgesellschaften und 

3. Kapitalbeteiligungsgesellschaften, die im öffent- 
lichen Interesse mit Eigenmitteln oder mit staat- 
licher Hilfe Beteiligungen erwerben. 

(Ib) Die Abschnitte 1 bis 3 und 5 sind auf Invest- 
mentfonds und Anteile an Investmentfonds anzuwen- 
den. Investmentfonds sind OGAW sowie AlF, wenn 
die AIF die folgenden Anlagebestimmungen erfüllen'. 

1 . Der AlF ist in seinem Sitzstaat einer Aufsicht über 
Vermögen zur gemeinschaftlichen Kapitalanlage 
unterstellt. Diese Bestimmung gilt in den Fällen 
des § 2 Absatz 3 des Kapitalanlagegesetzbuchs als 
erfüllt. 

2. Die Anleger können mindestens einmal pro Jahr 
das Recht zur Rückgabe oder Kündigung ihrer An- 
teile, Aktien oder Beteiligung ausüben. Dies gilt 
als erfüllt, wenn der AlF an einer Börse im Sinne 
des § 2 Absatz 1 des Börsengesetzes oder einer 
vergleichbaren ausländischen Börse gehandelt 
wird. 

3. Der objektive Geschäftszweck ist auf die Anlage 
und Verwaltung seiner Mittel für gemeinschaft- 
liche Rechnung der Anteils- oder Aktieninhaber 
beschränkt und eine aktive unternehmerische Be- 


2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1,1a und 2 werden durch die folgenden 
Absätze 1,1a bis lg, 2 und 2a ersetzt: 

„(1) unverändert 


(la) unverändert 


(Ib) Die Abschnitte 1 bis 3 und 5 sind auf Invest- 
mentfonds und Anteile an Investmentfonds anzuwen- 
den. Ein Investmentfonds ist ein OGAW oder ein 
AlF, der die folgenden Anlagebestimmungen erfüllt: 

1. Der OGAW, der AlF oder der Verwalter des 

AIF ist in seinem Sitzstaat einer Aufsicht über 
Vermögen zur gemeinschaftlichen Kapitalanlage 
unterstellt. Diese Bestimmung gilt in den Fällen 
des § 2 Absatz 3 des Kapitalanlagegesetzbuchs als 
erfüllt. 

2. Die Anleger körmen mindestens einmal pro Jahr 
das Recht zur Rückgabe oder Kündigung ihrer An- 
teile, Aktien oder Beteiligung ausüben. Dies gilt 
als erfüllt, wenn der OGAW oder der AIF an 
einer Börse im Sinne des § 2 Absatz 1 des Börsen- 
gesetzes oder einer vergleichbaren ausländischen 
Börse gehandelt wird. 

3. Der objektive Geschäftszweck ist auf die Anlage 
und Verwaltung seiner Mittel für gemeinschaft- 
liche Rechnung der Anteils- oder Aktieninhaber 
beschränkt und eine aktive unternehmerische Be- 
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Entwurf 

wirtschaftung der Vermögensgegenstände ist aus- 
geschlossen. Eine aktive unternehmerische Be- 
wirtschaftung ist bei Beteiligungen an Immo- 
bilien-Gesellschaften im Sinne des § 1 Absatz 19 
Nummer 22 des Kapitalanlagegesetzbuchs nicht 
erforderlich. 

4. Das Vermögen wird nach dem Grundsatz der Risi- 
komischung angelegt. Eine Risikomischung liegt 
regelmäßig vor, werm das Veraiögen in mehr als 
drei Vermögensgegenstände mit unterschiedlichen 
Anlagerisiken angelegt ist. Der Grundsatz der Ri- 
sikomischung gilt als gewahrt, wenn der AlF in 
nicht nur unerheblichem Umfang Anteile an einem 
oder mehreren OGAW oder einem oder mehreren 
anderen AlF enthält und diese anderen AIF unmit- 
telbar oder mittelbar nach dem Grundsatz der 
Risikomischung angelegt sind. 

5. Die Vermögensanlage erfolgt zu mindestens 
90 Prozent des Wertes des AIF in die folgenden 
Vermögensgegenstände: 

a) Wertpapiere, 

b) Geldmarktinstrumente, 

c) Derivate, 

d) Bankguthaben, 

e) Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und 
vergleichbare Rechte nach dem Recht anderer 
Staaten, 

f) Beteiligungen an Immobilien-Gesellschaften 
im Sinne des § 1 Absatz 19 Nummer 22 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs, 

g) Betriebsvorrichtungen und andere Bewirt- 
schaftungsgegenstände im Sinne des § 23 1 
Absatz 3 des Kapitalanlagegesetzbuchs, 

h) Anteile oder Aktien an inländischen und aus- 
ländischen Investmentfonds, 

i) Beteiligungen an ÖPP-Projektgesellschaften 
im Sinne des § 1 Absatz 19 Nummer 28 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs, wenn der Verkehrs- 
wert dieser Beteiligungen ermittelt werden 
kann und 

j) Edelmetalle, unverbriefte Darlehensforderun- 
gen und Beteiligungen an Kapitalgesellschaf- 
ten, wenn der Verkehrswert dieser Beteiligun- 
gen ermittelt werden kann. 

6. Höchstens 20 Prozent des Wertes des AIF werden 
in Beteiligungen an Kapitalgesellschaften inves- 
tiert, die weder zum Handel an einer Börse zuge- 
lassen noch in einem anderen organisierten Markt 
zugelassen oder in diesen einbezogen sind. AIF, 
die nach ihren Anlagebedingungen das bei ihnen 
eingelegte Geld in Immobilien anlegen, dürfen bis 
zu 100 Prozent des Wertes des AIF in Immobilien- 
Gesellschaften investieren. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

wirtschaftung der Vennögensgegenstände ist aus- 
geschlossen. Eine aktive unternehmerische Be- 
wirtschaftung ist bei Beteiligungen an Immo- 
bilien-Gesellschaften im Sinne des § 1 Absatz 19 
Nummer 22 des Kapitalanlagegesetzbuchs nicht 
schädlich. 

4. Das Vermögen wird nach dem Grundsatz der Risi- 
komischung angelegt. Eine Risikomischung liegt 
regelmäßig vor, wenn das Vermögen in mehr als 
drei Vermögensgegenstände mit unterschiedlichen 
Anlagerisiken angelegt ist. Der Grundsatz der Ri- 
sikomischung gilt als gewahrt, wenn der OGAW 
oder der AIF in nicht nur unerheblichem Umfang 
Anteile an einem oder mehreren anderen Ver- 
mögen hält und diese anderen Vermögen unmit- 
telbar oder mittelbar nach dem Grundsatz der 
Risikomischung angelegt sind. 

5. Die Vermögensanlage erfolgt zu mindestens 
90 Prozent des Wertes des OGAW oder des AIF 
in die folgenden Vermögensgegenstände: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 


f) unverändert 


g) unverändert 


h) unverändert 

i) unverändert 


j) unverändert 


6. Höchstens 20 Prozent seines Wertes werden in Be- 
teiligungen an Kapitalgesellschaften investiert, die 
weder zum Handel an einer Börse zugelassen noch 
in einem anderen organisierten Markt zugelassen 
oder in diesen einbezogen sind. OGAW oder AIF, 
die nach ihren Anlagebedingungen das bei ihnen 
eingelegte Geld in Immobilien anlegen, dürfen bis 
zu 100 Prozent ihres Wertes in Immobilien-Ge- 
sellschaften investieren. Innerhalb der Grenzen 
des Satzes 1 dürfen auch Unternehmensbeteiii- 
gungen gehalten werden, die vor dem ... [ein- 


Drucksache 17/13522 


- 10- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Entwurf 


7. Die Höhe der Beteiligung an einer Kapitalgesell- 
schaft liegt unter 10 Prozent des Kapitals der Ka- 
pitalgesellschaft. Dies gilt nicht für Beteiligungen 
eines AlF an Immobilien-Gesellschaften. 


8. Ein Kredit darf nur kurzfristig und nur bis zur Hö- 
he von 30 Prozent des Wertes des Investmentfonds 
aufgenommen werden. AlF, die nach den Anlage- 
bedingungen das bei ihnen eingelegte Geld in Im- 
mobilien anlegen, dürfen kurzfristige Kredite bis 
zu einer Höhe von 30 Prozent des Wertes des In- 
vestmentfonds und im Übrigen Kredite bis zu 
einer Höhe von 50 Prozent des Verkehrswertes der 
im AIF unmittelbar oder mittelbar gehaltenen Im- 
mobilien aufnehmen. 

9. Die vorstehenden Anlagebestimmungen gehen 
aus den Anlagebedingungen des AIF hervor. 


(l c) AIF, die nicht die Voraussetzungen des Absat- 
zes Ib erfüllen, sind Investitionsgesellschaften. Auf 
Investitionsgesellschaften sind die Absätze 1, la 
und 2 sowie die Abschnitte 4 und 5 anzuwenden. 

(l d) Ändert ein Investmentfonds seine Anlage- 
bedingungen in der Weise ab, dass die Anlagebestim- 
mungen des Absatzes Ib nicht mehr erfüllt sind, oder 
liegt ein wesentlicher Verstoß gegen die Anlage- 
bestimmungen des Absatzes Ib vor, so hat bei inlän- 
dischen Investmentfonds das nach § 13 Absatz 5 zu- 
ständige Finanzamt und bei ausländischen Invest- 
mentfonds das Bundeszentralamt für Steuern das 
Fehlen der Anlagebestimmungen festzustellen. Die 
§§ 164, 165 und 172 bis 175a der Abgabenordnung 
sind auf die Feststellung nicht anzuwenden. Nach 
Ablauf des Geschäftsjahres des Investmentfonds, in 
dem der Feststellungsbescheid unanfechtbar gewor- 
den ist, gilt der Investmentfonds für einen Zeitraum 
von mindestens drei Jahren als Investitionsgesell- 
schaft. Unanfechtbare Feststellungsbescheide sind 
vom zuständigen Finanzamt dem Bundeszentralamt 
für Steuern mitzuteilen. Das Bundeszentralamt für 
Steuern hat die Bezeichnung des Investmentfonds, 
die Wertpapieridentifikationsnummer ISIN, soweit 
sie erteilt wurde, und den Zeitpunkt, ab dem der In- 
vestmentfonds als Investitionsgesellschaft gilt, im 
Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 

(le) Bei einer Überschreitung der zulässigen Be- 
teiligungshöhe an Kapitalgesellschaften nach Ab- 
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setzen: Datum des Gesetzesbesehlusses des 
Deutschen Bundestages] erworben wurden. 

7. Die Höhe der Beteiligung an einer Kapitalgesell- 
schaft liegt unter 10 Prozent des Kapitals der Ka- 
pitalgesellschaft. Dies gilt nicht für Beteiligungen 
eines OGAW oder eines AIF an 

a) Immobilien-Gesellschaften, 

b) ÖPP-Projektgesellschaften und 

c) Gesellschaften, deren Unternehmensgegen- 
stand auf die Erzeugung erneuerbarer 
Energien im Sinne des § 3 Nummer 3 des 
Gesetzes über den Vorrang erneuerbarer 
Energien gerichtet ist. 

8. Ein Kredit darf nur kurzfristig und nur bis zur Hö- 
he von 30 Prozent des Wertes des OGAW oder 
des AIE aufgenommen werden. AIF, die nach den 
Anlagebedingungen das bei ihnen eingelegte Geld 
in Immobilien anlegen, dürfen kurzfristige Kredite 
bis zu einer Höhe von 30 Prozent des Wertes des 
Investmentfonds und im Übrigen Kredite bis zu 
einer Höhe von 50 Prozent des Verkehrswertes der 
im AIF unmittelbar oder mittelbar gehaltenen Im- 
mobilien aufnehmen. 

9. Die vorstehenden Anlagebestimmungen oder die 
für OGAW geltenden Anlagebestimmungen 
des Kapitalanlagegesetzbnchs gehen aus seinen 
Anlagebedingungen hervor. 

(l c) OGAW nnd AIF, die nicht die Voraussetzun- 
gen der Absätze Ibund If erfüllen, sind Investitions- 
gesellschaften. Auf Investitionsgesellschaften sind die 
Absätze 1,1a und 2 sowie die Abschnitte 4 und 5 an- 
zuwenden. 

(l d) Ändert ein Investmentfonds seine Anlage- 
bedingungen in der Weise ab, dass die Anlagebestim- 
mungen des Absatzes Ib nicht mehr erfüllt sind, oder 
liegt in der Anlagepraxis ein wesentlicher Verstoß 
gegen die Anlagebestimmungen des Absatzes Ib vor, 
so hat bei inländischen Investmentfonds das nach 
§ 13 Absatz 5 zuständige Finanzamt und bei auslän- 
dischen Investmentfonds das Bundeszentralamt für 
Steuern das Fehlen der Anlagebestimmungen festzu- 
stellen. Die §§ 164, 165 und 172 bis 175a der Abga- 
benordnung sind auf die Feststellung nicht anzuwen- 
den. Nach Ablauf des Geschäftsjahres des Invest- 
mentfonds, in dem der Feststellungsbescheid unan- 
fechtbar geworden ist, gilt der Investmentfonds für 
einen Zeitraum von mindestens drei Jahren als Inves- 
titionsgesellschaft. Unanfechtbare Feststellungsbe- 
scheide sind vom zuständigen Finanzamt dem Bun- 
deszentralamt für Steuern mitzuteilen. Das Bundes- 
zentralamt für Steuern hat die Bezeichnung des In- 
vestmentfonds, die Wertpapieridentifikationsnummer 
ISIN, soweit sie erteilt wurde, und den Zeitpunkt, ab 
dem der Investmentfonds als Investitionsgesellschaft 
gilt, im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 

(le) unverändert 
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Satz Ib Nummer 7 sind für den Investmentfonds oder 
für dessen Anleger keine Besteuerungsregelungen 
anzuwenden, die eine über dieser Grenze liegende 
Beteiligungshöhe voraussetzen. 

(If) Inländische Investmentfonds können gebildet 
werden 

1. in Form eines Sonderveraiögens im Sinne des § 1 
Absatz 10 des Kapitalanlagegesetzbuchs, das von 
einer 

a) externen Kapitalverwaltungsgesellschaft im 
Sinne des § 17 Absatz 2 Nummer 1 des Kapi- 
talanlagegesetzbuchs verwaltet wird, 

b) inländischen Zweigniederlassung einer EU- 
Verwaltungsgesellschaft im Sinne des § 1 
Absatz 17 des Kapitalanlagegesetzbuchs ver- 
waltet wird, oder 

c) EU-Verwaltungsgesellschaft im Sinne des § 1 
Absatz 17 Nummer 1 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs mittels der grenzüberschreitenden 
Dienstleistung verwaltet wird, 

2. in Form einer Investmentaktiengesellschaft mit 
veränderlichem Kapital im Sinne des Kapitels 1 
Abschnitt 4 Unterabschnitt 3 des Kapitalanlagege- 
setzbuchs oder 

3. in Form einer offenen Investmentkommanditge- 
sellschaft im Sinne des Kapitels 1 Abschnitt 4 Un- 
terabschnitt 4 des Kapitalanlagegesetzbuchs, die 
nach ihrem Gesellschaftsvertrag nicht mehr als 
100 Anleger oder Gesellschafter haben, die nicht 
natürliche Personen sind. 


(lg) Für die Anwendung der Abschnitte 1 bis 3 
und 5 zählt ein EU-Investmentfonds der Vertrags- 
form, der von einer externen Kapitalverwaltungs- 
gesellschaft im Sinne des § 17 Absatz 2 Nummer 1 
des Kapitalanlagegesetzbuchs oder einer inlän- 
dischen Zweigniederlassung einer EU-Verwaltungs- 
gesellschaft im Sinne des § 1 Absatz 17 des Kapital- 
anlagegesetzbuchs verwaltetet wird, zu den auslän- 
dischen Investmentfonds. Ist nach dem Recht des 
Herkunftsstaates eines Investmentfonds nach Satz 1 
auf Grund des Sitzes der Kapitalverwaltungsgesell- 
schaft im Inland oder der inländischen Zweignieder- 
lassung der EU-Verwaltungsgesellschaft die Bundes- 
republik Deutschland dazu berufen, die Besteuerung 
des Investmentfonds umfassend zu regeln, so gilt die- 
ser Investmentfonds für die Anwendung dieses Ge- 
setzes abweichend von Satz 1 als inländischer Invest- 
mentfonds. Anteile an einem Investmentfonds nach 
Satz 2 gehen als Anteile an einem inländischen In- 
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(If) Inländische Investmentfonds können gebildet 
werden 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. in Form einer offenen Investmentkommanditge- 
sellschaft im Sinne des Kapitels 1 Abschnitt 4 
Unterabschnitt 4 des Kapitalanlagegesetzbuchs, 
die nach ihrem Gesellschaftsvertrag nicht mehr als 
100 Anleger hat, die nicht natürliche Personen 
sind und deren Gesellschaftszweck unmittelhar 
und ausschließlich der Abdekkung von betrieb- 
lichen Altersvorsorgeverpllichtungen dient. Die 
Anleger haben schriftlich nach amtlichem Mus- 
ter gegenüber der offenen Investmentkomman- 
ditgesellschaft zu bestätigen, dass sie ihren 
Anteil unmittelbar und ansschließlich zur Ab- 
deckung von betrieblichen Altersvorsorgever- 
pflichtungen halten. 

(lg) unverändert 
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vestmentfonds. Anteile an einem Investmentfonds 
nach Satz 1 zählen zu den ausländischen Anteilen. 

(2) Die Begriffsbestimmungen des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs gelten entsprechend, soweit sich keine 
abweichende Begriffsbestimmung aus diesem Gesetz 
ergibt. Anleger sind die Inhaber von Anteilen an 
Investmentfonds und Investitionsgesellschaften, un- 
abhängig von deren rechtlicher Ausgestaltung. Inlän- 
dische Investmentfonds oder inländische Investi- 
tionsgesellschaften sind OGAW oder AlF, die dem 
inländischen Aufsichtsrecht unterliegen. EU-lnvest- 
mentfonds und EU-lnvestitionsgesellschaften sind 
OGAW oder AlF, die dem Aufsichtsrecht eines ande- 
ren Mitgliedstaates der Europäischen Union oder ei- 
nes anderen Vertragsstaates des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum unterliegen. Aus- 
ländische Investmentfonds und ausländische Investi- 
tionsgesellschaften sind EU-lnvestmentfonds oder 
EU-lnvestitionsgesellschaften oder AlF, die dem 
Recht eines Drittstaates unterliegen. Als Anlage- 
bedingungen im Sinne dieses Gesetzes gelten auch 
die Satzung, der Gesellschaftsvertrag oder vergleich- 
bare konstituierende Dokumente eines OGAW oder 
eines AlF. 

(2a) Inländische Investmentfonds sind zugleich in- 
ländische Investmentgesellschaften im Sinne dieses 
Gesetzes. Ausländische Investmentfonds sind zu- 
gleich ausländische Investmentgesellschaften im 
Sinne dieses Gesetzes. Inländische Investmentfonds 
werden bei der Geltendmachung von Rechten und 
der Erfüllung von Pflichten wie folgt vertreten: 

1. bei Sondervermögen nach Absatz If Nummer 1 

a) Buchstabe a durch die Kapitalverwaltungsge- 
sellschaft, 

b) Buchstabe b durch die inländische Zweignie- 
derlassung der EU-Verwaltungsgesellschaft, 

c) Buchstabe c durch die inländische Verwahr- 
stelle im Sinne des § 68 Absatz 3 des Kapital- 
anlagegesetzbuchs, wenn es sich um inländi- 
sche OGAW handelt, oder durch die 
inländische Verwahrstelle im Sinne des § 80 
Absatz 6 des Kapitalanlagegesetzbuchs, wenn 
es sich um inländische AlF handelt, und 

2. bei Gesellschaften nach Absatz lg durch die Kapi- 
talverwaltungsgesellschaft. 

Während der Abwicklung eines inländischen Invest- 
mentfonds tritt die inländische Verwahrstelle für die 
Anwendung des Satzes 2 an die Stelle der Kapital- 
verwaltungsgesellschaft.“ 

b) ln Absatz 3 Satz 2 und 3 wird jeweils das Wort „In- 
vestmentvermögen“ durch das Wort „Investment- 
fonds“ ersetzt. 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) ln den Nummern 1,2 und 3 wird jeweils das 
Wort „Investmentvermögens“ durch das Wort 
„Investmentfonds“ ersetzt. 


(2) unverändert 


(2a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 
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bb) ln den Nummern 2 und 4 wird jeweils das Wort 
„Investmentvermögen“ durch das Wort „Invest- 
mentfonds“ ersetzt. 

cc) In Nummer 4 werden die Wörter „das Invest- 
mentvermögen“ durch die Wörter „der Invest- 
mentfonds“ ersetzt. 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 4 wird das Wort „Investmentveraiö- 
gen“ durch das Wort „Investmentfonds“ ersetzt. 

b) In Absatz la Satz 1 wird jeweils das Wort „Invest- 
mentvermögen“ durch das Wort „Investmentfonds“ 
und werden in Satz 2 die Wörter „das Investmentver- 
mögen“ durch die Wörter „der Investmentfonds“ er- 
setzt. 

c) In Absatz Ib Satz 1 wird das Wort „Investmentver- 
mögen“ durch das Wort „Investmentfonds“ und wer- 
den in Satz 2 die Wörter „das Investmentvermögen“ 
durch die Wörter „der Investmentfonds“ ersetzt. 

d) In Absatz Ic wird das Wort „Depotbank“ durch das 
Wort „Verwahrstelle“ und werden jeweils die Wörter 
„des Investmentvermögens“ durch die Wörter „des 
Investmentfonds“ und die Wörter „das Investment- 
vermögen“ durch die Wörter „den Investmentfonds“ 
ersetzt. 


e) In Absatz 5 werden die Wörter „des Investmentver- 
mögens“ durch die Wörter „des Investmentfonds“ 
und die Wörter „das Investmentvennögen“ durch die 
Wörter „der Investmentfonds“ ersetzt. 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Investmentvennögens“ 
durch das Wort „Investmentfonds“ und wird die An- 
gabe „§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2“ durch die Wörter „§ 2 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la eingefügt: 

„(la) Wird ein Zinsschein oder eine Zinsforderung 
vom Stammrecht abgetrennt, gilt dies als Veräuße- 
rung der Schuldverschreibung und als Anschaffung 
der durch die Trennung entstandenen Wirtschafts- 
güter. Eine Trennung gilt als vollzogen, wenn dem 
Inhaber der Schuldverschreibung die Wertpapier- 
kennnummem für die durch die Trennung entstande- 
nen Wirtschaftsgüter zugehen. Als Veräußerungser- 
lös der Schuldverschreibung gilt deren gemeiner 
Wert zum Zeitpunkt der Trennung. Für die Ermitt- 
lung der Anschaffungskosten der neuen Wirtschafts- 
güter ist der Wert nach Satz 3 entsprechend dem ge- 
meinen Wert der neuen Wirtschaftsgüter aufzuteilen. 
Die Erträge des Stammrechts sind in sinngemäßer 
Anwendung des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 perio- 
dengerecht abzugrenzen.“ 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Werbungskosten des Investmentfonds, die in 
einem unmittelbaren wirtschaftlichen Zusammen- 
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3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) unverändert 

d) unverändert 


e) In Absatz 2a wird das Wort „Investmentvermö- 
gens“ durch das Wort „Investmentfonds“ ersetzt. 

f) unverändert 

4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Werbungskosten des Investmentfonds, die in 
einem unmittelbaren wirtschaftlichen Zusammen- 
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hang mit Einnahmen stehen, sind bei den jeweiligen 
Einnahmen abzuziehen. Zu den unmittelbaren Wer- 
bungskosten gehören auch Absetzungen für Abnut- 
zung oder Substanzverringerung, soweit diese die 
nach § 7 des Einkommensteuergesetzes zulässigen 
Beträge nicht übersteigen. Die nach Satz 1 verblei- 
benden, in einem mittelbaren wirtschaftlichen Zu- 
sammenhang mit Einnahmen der in § 1 Absatz 3 
Satz 3 Nummer 1 und 2 genannten Art (laufende Ein- 
nahmen) sowie mit sonstigen Gewinnen und Verlus- 
ten aus Veräußerungsgeschäften stehenden Wer- 
bungskosten sind ausschließlich nach den nachfol- 
genden Maßgaben abziehbar: 

1. Den ausländischen laufenden Einnahmen oder 
sonstigen ausländischen Gewinnen und Verlusten 
aus Veräußerungsgeschäften, für die der Bundes- 
republik Deutschland auf Grund eines Abkom- 
mens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung kein 
Besteuerungsrecht zusteht, sind Werbungskosten 
im Verhältnis des durchschnittlichen Vermögens 
des vorangegangenen Geschäftsjahres, das Quelle 
dieser laufenden Einnahmen und dieser sonstigen 
Gewinne und Verluste aus Veräußerungsgeschäf- 
ten ist, zu dem durchschnittlichen Gesamtver- 
mögen des vorangegangenen Geschäftsjahres zu- 
zuordnen. Zur Berechnung des durchschnittlichen 
Vermögens sind die monatlichen Endwerte des 
vorangegangenen Geschäftsjahres zugrunde zu le- 
gen. 

2. Bei der Ermittlung der Erträge, auf die beim An- 
leger 

a) § 3 Nummer 40 des Einkommensteuergesetzes 
anwendbar ist, sind die nach Anwendung der 
Nummer 1 verbleibenden abziehbaren Wer- 
bungskosten den laufenden Einnahmen, die 
auch § 3 Nummer 40 des Einkommensteuer- 
gesetzes unterfallen, sowie den sonstigen Ge- 
winnen im Sinne des § 3 Nummer 40 des Ein- 
kommensteuergesetzes und den sonstigen 
Gewirmminderungen im Sirme des § 3c Ab- 
satz 2 des Einkommensteuergesetzes des lau- 
fenden Geschäftsjahres im Verhältnis des 
durchschnittlichen Vermögens des vorange- 
gangenen Geschäftsjahres, das Quelle dieser 
Einnahmen ist, zu dem durchschnittlichen Ge- 
samtvermögen des vorangegangenen Ge- 
schäftsjahres zuzuordnen, das um das Vermö- 
gen im Sirme der Nummer 1 vermindert ist. 
Nummer 1 Satz 2 gilt entsprechend; 

b) § 8b des Körperschaftsteuergesetzes anwend- 
bar ist, sind die nach Anwendung der 
Nummer 1 verbleibenden abziehbaren Wer- 
bungskosten den laufenden Einnahmen im Sin- 
ne des § 8b Absatz 1 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes und den sonstigen Gewinnen und 
Verlusten aus Veräußerungsgeschäften im Sin- 
ne des § 8b Absatz 2 und 3 des Körperschaft- 
steuergesetzes des laufenden Geschäftsjahres 
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hang mit Einnahmen stehen, sind bei den jeweiligen 
Einnahmen abzuziehen. Zu den unmittelbaren Wer- 
bungskosten gehören auch Absetzungen für Abnut- 
zung oder Substanzverringerung, soweit diese die 
nach § 7 des Einkommensteuergesetzes zulässigen 
Beträge nicht übersteigen. Die nach Satz 1 verblei- 
benden, in einem mittelbaren wirtschaftlichen Zu- 
sammenhang mit Einnahmen der in § 1 Absatz 3 
Satz 3 Nummer 1 und 2 genannten Art (laufende Ein- 
nahmen) sowie mit sonstigen Gewinnen und Verlus- 
ten aus Veräußerungsgeschäften stehenden Wer- 
bungskosten sind ausschließlich nach den nachfol- 
genden Maßgaben abziehbar: 

1. unverändert 


2. Bei der Ermittlung der Erträge, auf die beim An- 
leger 

a) unverändert 


b) § 8b Absatz 1 des Körperschaftsteuergesetzes 
anwendbar ist oder, ungeachtet des § 8b 
Absatz 4 des Körperschaftsteuergesetzes in 
Verbindung mit § 15 Absatz la dieses Geset- 
zes, anwendbar wäre, sind die nach Anwen- 
dung der Nummer 1 verbleibenden abziehba- 
ren Werbungskosten den laufenden Einnahmen 
im Sirme des § 15 Absatz la dieses Gesetzes 
in Verbindung mit § 8b Absatz 1 des Körper- 
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im Verhältnis des durchschnittlichen Vermö- 
gens des vorangegangenen Geschäfisjahres, 
das Quelle dieser Einnahmen ist, zu dem 
durchschnittlichen Gesamtvemiögen des vor- 
angegangenen Geschäftsjahres zuzuordnen, 
das um das Vermögen im Sinne der Nummer 1 
vermindert ist. Nummer 1 Satz 2 gilt entspre- 
chend. 


3. Die abziehbaren Werbungskosten, die nach An- 
wendung der Sätze 1 und 3 Nummer 1 und 2 noch 
nicht zugeordnet wurden, sind von den verbleiben- 
den laufenden Einnahmen und sowie den verblei- 
benden sonstigen Gewinnen und Verlusten aus 
Veräußerungsgeschäften des laufenden Geschäfts- 
jahres abzuziehen. 

Die nach Satz 3 zuzuordnenden Werbungskosten sind 
innerhalb der jeweiligen Nummern 1 bis 3 den jewei- 
ligen laufenden Einnahmen oder den sonstigen Ge- 
winnen und Verlusten aus Veräußerungsgeschäften 
nach dem Verhältnis der positiven Salden der laufen- 
den Einnahmen des vorangegangenen Geschäftsjah- 
res einerseits und der positiven Salden der sonstigen 
Gewinne und Verluste aus Veräußerungsgeschäften 
des vorangegangenen Geschäftsjahres andererseits 
zuzuordnen. Hierbei bleiben Gewinn- und Verlust- 
vorträge unberücksichtigt. Nach Zuordnung der Wer- 
bungskosten nach den Sätzen 1 bis 5 erfolgt eine wei- 
tere Zuordnung der Werbungskosten in dem Verhält- 
nis der positiven laufenden Einnahmen des voran- 
gegangenen Geschäftsjahres zueinander auf die 
jeweiligen laufenden Eirmahmen. Satz 6 ist auf die 
sonstigen Gewinne und Verluste aus Veräußerungs- 
geschäften entsprechend anzuwenden. Bei Fehlen 
positiver Salden auf beiden Seiten erfolgt die Zuord- 
nung der Werbungskosten jeweils hälftig zu den lau- 
fenden Einnahmen sowie zu den sonstigen Gewinnen 
und Verlusten aus Veräußerungsgeschäften.“ 


d) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Investmentveraiö- 
gens“ durch das Wort „Investmentfonds“ ersetzt. 

e) In Absatz 5 wird das Wort „Investmentvermögens“ 
durch das Wort „Investmentfonds“ ersetzt. 
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Schaftsteuergesetzes, den laufenden Einnah- 
men im Sinne des § 2 Absatz 2 Satz 1 dieses 
Gesetzes sowie den sonstigen Gewinnen und 
Verlusten aus Veräußerungsgeschäften im Sin- 
ne des § 8b Absatz 2 und 3 des Körperschaft- 
steuergesetzes des laufenden Geschäftsjahres 
im Verhältnis des vorangegangenen Ge- 
schäftsjahrs, das Quelle dieser Einnahmen ist, 
zu dem durchschnittlichen Gesamtvermögen 
des vorangegangenen Geschäftsjahres zuzu- 
ordnen, das um das Vermögen im Sinne der 
Nummer 1 vermindert ist. Nummer 1 Satz 2 
gilt entsprechend. 

3. unverändert 


Die nach Satz 3 zuzuordnenden Werbungskosten sind 
innerhalb der jeweiligen Nummern 1 bis 3 den jewei- 
ligen laufenden Einnahmen oder den sonstigen Ge- 
winnen und Verlusten aus Veräußerungsgeschäften 
nach dem Verhältnis der positiven Salden der laufen- 
den Einnahmen des vorangegangenen Geschäftsjah- 
res einerseits und der positiven Salden der sonstigen 
Gewinne und Verluste aus Veräußerungsgeschäften 
des vorangegangenen Geschäftsjahres andererseits 
zuzuordnen. Hierbei bleiben Gewinn- und Verlust- 
vorträge unberücksichtigt. Nach Zuordnung der Wer- 
bungskosten nach den Sätzen 1 bis 5 erfolgt eine wei- 
tere Zuordnung der Werbungskosten in dem Verhält- 
nis der positiven laufenden Einnahmen des voran- 
gegangenen Geschäftsjahres zueinander auf die 
jeweiligen laufenden Einnahmen. Den laufenden 
Einnahmen nach Satz 3 Nummer 2 Buchstabe b 
sind die Werbungskosten nach dem Verhältnis des 
positiven Saldos der laufenden Einnahmen im 
Sinne des § 15 Absatz la dieses Gesetzes in Ver- 
bindung mit § 8b Absatz 1 des Körperschaftsteu- 
ergesetzes des vorangegangenen Geschäftsjahres 
einerseits und des positiven Saldos der laufenden 
Einnahmen im Sinne des § 2 Absatz 2 Satz 1 die- 
ses Gesetzes des vorangegangenen Geschäftsjah- 
res andererseits zuzuordnen; Satz 6 gilt entspre- 
chend. Satz 6 ist auf die sonstigen Gewinne und Ver- 
luste aus Veräußerungsgeschäften entsprechend an- 
zuwenden. Bei Fehlen positiver Salden auf beiden 
Seiten erfolgt die Zuordnung der Werbungskosten je- 
weils hälftig zu den laufenden Einnahmen sowie zu 
den sonstigen Gewinnen und Verlusten aus Veräuße- 
rungsgeschäften.“ 

d) unverändert 


e) unverändert 
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5. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefugt: 

„§ 3a 

Ausschüttungsreihenfolge 


5. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt: 

„§ 3a 

Ausschüttungsreihenfolge 


Für eine Ausschüttung gelten die Erträge und Sub- 
stanzbeträge in folgender Reihenfolge als verwendet: 


Für eine Ausschüttung gelten die Substanzbeträge 
erst nach Ausschüttnng sämtlicher Erträge des lan- 
fenden und aller vorherigen Geschäftsjahre als ver- 
wendet.“ 


1. Erträge nach 

a) § 1 Absatz 3 Satz 2 des laufenden Geschäftsjahres, 
sofern für diese bereits im Laufe des Geschäftsjah- 
res ein Ausschüttungsbeschluss gefasst wird und 
die Erträge ausgeschüttet werden, 

b) § 1 Absatz 3 Satz 2 des abgelaufenen Geschäfts- 
jahres, sofern innerhalb von vier Monaten nach 
Ablauf des Geschäfisjahres ein Beschluss über die 
Verwendung der Erträge des abgelaufenen Ge- 
schäftsjahres gefasst worden ist und die Erträge 
ausgeschüttet werden, oder 

c) § 1 Absatz 3 Satz 3 und 5 aus früheren Geschäfts- 
jahren, 

2. andere als die in Nummer 1 genannten Erträge, 

3. Substanzbeträge. 

Werden für eine Ausschüttung nicht der Gesamtbetrag 
der Erträge der einzelnen Nummern nach Satz 1 verwen- 
det, gilt für die Ausschüttung ein gleich hoher Prozent- 
satz der einzelnen Teilbeträge der jeweiligen Gesamtbe- 
träge je Nummer als verwendet, es sei denn, im Aus- 
schüttungsbeschluss wird eine davon abweichende Ver- 
wendungfestgelegt. Abweichend von den Sätzen 1 und 2 
kann der Investmentfonds bei Zwischenausschüttungen 
beschließen, dass ausschüttungsgleiche Erträge voran- 
gegangener Geschäftsjahre nach § 1 Absatz 3 Satz 3 
und 5 zuerst vor den in Satz 1 genannten Erträgen für 
die Zwischenausschüttung als verwendet gelten. Ein auf 
Grund der Absetzungen für Abnutzung oder Substanz- 
verringerung entstehender Liquiditätsüberhang kann zu- 
sammen mit den jeweiligen Erträgen nach Satz 1 Num- 
mer 1 bis 3 ausgeschüttet werden.'" 

6. § 4 wird wie folgt geändert: 6. unverändert 

a) Absatz 1 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze er- 


setzt: 


„Gehören die ausgeschütteten oder ausschüttungs- 
gleichen Erträge aus einem Investmentanteil nicht zu 
den Einkünften aus Kapitalvermögen, so ist bei den 
nach Satz 1 befreiten Einkünften der Steuersatz anzu- 
wenden, der sich ergibt, wenn bei der Berechnung 
der Einkommensteuer das nach § 32a des Einkom- 
mensteuergesetzes zu versteuernde Einkommen um 
die in Satz 1 genannten Einkünfte vermehrt oder ver- 
mindert wird, wobei die darin enthaltenen außeror- 
dentlichen Einkünfte mit einem Fünftel zu berück- 
sichtigen sind. § 32b Absatz 1 Satz 2 des Einkom- 
mensteuergesetzes gilt entsprechend.“ 
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 3 wird das Wort „Investmentvermögen“ 
durch das Wort „Investmentfonds“ ersetzt. 

bb) In Satz 5 werden die Wörter „das ausschüttende 
ausländische Investmentvermögen“ durch die 
Wörter „der ausschüttende ausländische Invest- 
mentfonds“ ersetzt. 

c) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „das Invest- 
mentvermögen“ durch die Wörter „der Investment- 
fonds“ ersetzt. 

7. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „des Invest- 
mentvermögens“ durch die Wörter „des Invest- 
mentfonds“ ersetzt. 


bb) In Nummer 1 Buchstabe h wird das abschließen- 
de Komma durch ein Semikolon ersetzt und wird 
Buchstabe i aufgehoben. 

cc) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aaa) Im Satzteil vor Satz 2 werden die Wörter 
„von § 45 Abs. 1, § 122 Abs. 1 oder Abs. 2 
des Investmentgesetzes“ durch die Wörter 
„der §§ 101, 120, 135, 298 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 sowie § 299 Absatz 1 Num- 
mer 3 des Kapitalanlagegesetzbuchs“ er- 
setzt. 

bbb) In Satz 3 wird das Wort „Investmentgeset- 
zes“ durch das Wort „Kapitalanlagegesetz- 
buchs“ ersetzt. 

dd) In Nummer 4 Satz 1 wird das Wort „EU-Invest- 
mentvermögen“ durch das Wort „EU-Invest- 
mentfonds“ und das Wort „Kapitalanlagegesell- 
schaft“ durch das Wort „Kapitalverwaltungs- 
gesellschaft“ ersetzt. 

ee) In Nummer 5 Satz 1 und 3 werden jeweils die 
Wörter „ein EU-Investmentvermögen“ durch die 
Wörter „einen EU-Investmentfonds“ und wird 
jeweils das Wort „Kapitalanlagegesellschaft“ 
durch das Wort „Kapitalverwaltungsgesell- 
schaft“ ersetzt. 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Eine Bekanntmachung zu Satz 1 Nummer 1 Buch- 
stabe c Doppelbuchstabe aa und gg ist nur zulässig, 
wenn die Veröffentlichung nach § 5 Absatz 2 Satz 4 
erfolgt ist.“ 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird das Wort „Investmentvermögens“ 
durch das Wort „Investmentfonds“ ersetzt. 


7. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) unverändert 

bb) In Nummer 1 Buchstabe c wird Doppelbuch- 
stabe mm aufgehoben. 

cc) In Nummer 1 Buchstabe d wird in Doppel- 
buchstabe cc die Angabe „Satz 5“ durch die 
Angabe „Satz 4“ ersetzt. 

dd) unverändert 


ee) unverändert 


ff) unverändert 


gg) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 
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bb) ln Satz 4 wird jeweils das Wort „Investmentver- 
mögen“ durch das Wort „Investmentfonds“ und 
werden die Wörter „der §§112 und 113 des In- 
vestmentgesetzes“ durch die Wörter „des § 225 
des Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

8. § 7 wird wie folgt geändert: 8. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b werden 
die Wörter „§ 18 Abs. 1 Satz 2“ durch die Wörter 
„§ 21 Absatz 1 Satz 2“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Investmentvermögen“ 
durch das Wort „Investmentfonds“ ersetzt. 

bb) In den Sätzen 3 und 4 wird jeweils das Wort 
„Depotbank“ durch das Wort „Verwahrstelle“ er- 
setzt. 

cc) In Satz 4 werden die Wörter „das Investmentver- 
mögen“ durch die Wörter „der Investmentfonds“ 
ersetzt. 

c) In Absatz 3a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a und b 
und Nummer 2 wird jeweils das Wort „Investment- 
vermögen“ durch das Wort „Investmentfonds“ er- 
setzt. 

d) Absatz 3b wird wie folgt geändert: 

aa) In den Sätzen 2 und 3 wird jeweils das Wort 
„Depotbank“ durch das Wort „Verwahrstelle“ er- 
setzt. 


bb) In den Sätzen 2 und 4 werden jeweils die Wörter 
„des Investmentvermögens“ durch die Wörter 
„des Investmentfonds“ ersetzt. 

cc) In Satz 3 werden die Wörter „das Investmentver- 
mögen“ durch die Wörter „der Investmentfonds“ 
ersetzt. 


e) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Investmentvennö- 
gens“ durch das Wort „Investmentfonds“ ersetzt. 

f) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „des § 44a 
Absatz 4 und des § 44b Absatz 1 Satz 1“ durch die 
Wörter „des § 44a Absatz 4 und 10 Satz 1“ ersetzt. 

9. § 8 wird wie folgt geändert: 9. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) unverändert 

aa) In den Sätzen 1 und 2 werden jeweils die Wörter 
„des Investmentvermögens“ durch die Wörter 
„des Investmentfonds“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Investmentvermögen“ 
durch das Wort „Investmentfonds“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) unverändert 

aa) In den Sätzen 1 bis 3 werden jeweils die Wörter 
„des Investmentvermögens“ durch die Wörter 
„des Investmentfonds“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Investmentvermögen“ 
durch das Wort „Investmentfonds“ ersetzt. 


c) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Investmentvermö- c) entfällt 
gens“ durch das Wort „Investmentfonds“ ersetzt. 


Ausschusses 
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d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 


c) unverändert 


aa) ln Satz 5 werden die Wörter „§ 18 Abs. 1 
Satz 2“ durch die Wörter „§ 21 Absatz 1 
Satz 2“ ersetzt. 

bb) ln Satz 6 wird die Angabe „Satz 1“ durch die 
Angabe „Satz 2“ ersetzt. 

e) Folgender Absatz 8 wird angefügt: d) unverändert 

„(8) Ein Investmentanteil gilt mit Ablauf des Ge- 
schäftsjahres, in dem ein Feststellungsbescheid 
nach § 1 Absatz Id Satz 1 unanfechtbar geworden 
ist, als veräußert. Ein Anteil an einer Investitionsge- 
sellschaft gilt zum selben Zeitpunkt als angeschafft. 

Als Veräußerungserlös des Investmentanteils und 
als Anschaffungskosten des Investitionsgesell- 
schaftsanteils ist der Rücknahmepreis am Ende des 
Geschäftsjahres anzusetzen, in dem der Feststel- 
lungsbescheid unanfechtbar geworden ist. Wird 
kein Rücknahmepreis festgesetzt, tritt an seine 
Stelle der Börsen- oder Marktpreis. Kapitalertrag- 
steuer ist nicht einzubehalten und abzuführen. Im 
Übrigen sind die vorstehenden Absätze anzuwen- 
den. Die festgesetzte Steuer gilt bis zur tatsäch- 
lichen Veräußerung des Anteils als zinslos gestun- 
det.“ 

10. § 10 wird wie folgt geändert: 10. unverändert 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 


„§ 10 

Dach-Investmentfonds“. 


b) In Satz 1 wird das Wort „Investmentvermögen“ 
durch das Wort „Investmentfonds“ und werden die 
Wörter „des Investmentvermögens“ durch die Wör- 
ter „des Investmentfonds“ ersetzt. 

c) In Satz 2 wird das Wort „Ziel-Investmentvennögen“ 
durch das Wort „Ziel-Investmentfonds“ und werden 
die Wörter „des Ziel-Investmentvermögens“ durch 
die Wörter „des Ziel-Investmentfonds“ ersetzt. 

d) In den Sätzen 1 und 2 werden jeweils die Wörter 
„des Dach-Investmentvermögens“ durch die Wörter 
„des Dach-Investmentfonds“ ersetzt. 

e) In Satz 3 werden die Wörter „des Kapitels 2 
Abschnitt la des Investmentgesetzes“ durch die 
Wörter „der §§ 171 bis 180 des Kapitalanlagege- 
setzbuchs“ ersetzt. 

11. § 1 1 wird wie folgt geändert: 11. unverändert 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 


„§ 11 

Steuerbefreiung und Außenprüfung“. 


b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Das inländische Sondervermögen gilt als 
Zweckvermögen im Sinne des § 1 Absatz 1 Num- 
mer 5 des Körperschaftsteuergesetzes und als sons- 
tige juristische Person des privaten Rechts im Sinne 
des § 2 Absatz 3 des Gewerbesteuergesetzes. Ein 
inländischer Investmentfonds in der Rechtsform 
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eines Sondervermögens oder einer Investmentak- 
tiengesellschaft mit veränderlichem Kapital ist von 
der Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuer be- 
freit. Ein inländischer Investmentfonds in der 
Rechtsfomi einer offenen Investmentkommanditge- 
sellschaft ist von der Gewerbesteuer befreit. 

Satz 2 gilt nicht für 

1. Einkünfte, die die Investmentaktiengesellschaft 
mit veränderlichem Kapital oder deren Teilge- 
sellschaftsvermögen aus der Verwaltung des 
Vermögens erzielt, oder 

2. Einkünfte der Investmentaktiengesellschaft mit 
veränderlichem Kapital oder deren Teilgesell- 
schaftsvermögen, die auf Untemehmensaktien 
entfallen, es sei denn, es wurde nach § 109 
Absatz 1 Satz 1 des Kapitalanlagesetzbuchs auf 
die Begebung von Anlageaktien verzichtet. 

Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Investmentfonds 
im Sinne des § 1 Absatz lg Satz 2.“ 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 wird das Wort „Investmentvermögen“ 
durch das Wort „Investmentfonds“, das Wort 
„Investmentvermögens“ durch das Wort „In- 
vestmentfonds“ und das Wort „Depotbank“ 
durch das Wort „Verwahrstehe“ ersetzt. 

bb) ln Satz 2 wird jeweils das Wort „Depotbank“ 
durch das Wort „Verwahrstehe“ ersetzt. 

cc) ln Satz 4 werden die Wörter „das Investment- 
vermögen“ durch die Wörter „den Investment- 
fonds“ ersetzt. 

d) ln Absatz 3 werden das Wort „Investmentvennö- 
gen“ durch das Wort „Investmentfonds“, das Wort 
„Investmentvermögens“ durch das Wort „Invest- 
mentfonds“ und werden die Wörter „nach § 44 des 
Investmentgesetzes“ durch die Wörter „nach den 
§§ 101, 120 und 135 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs“ ersetzt. 

12. ln § 12 Satz 3 wird die Angabe „§ 19 Abs. 1“ durch die 12. unverändert 
Angabe „§ 23 Absatz 1“ ersetzt. 

13. § 13 wird wie folgt geändert: 13. unverändert 

a) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Der Feststellungserklärung sind der Jahresbericht, 
die Bescheinigung nach § 5 Absatz 1 Satz 1 Num- 
mer 3, der Ausschüttungsbeschluss gemäß § 12 und 
eine Überleitungsrechnung, aus der hervorgeht, wie 
aus der investmentrechtlichen Rechnungslegung die 
Besteuerungsgrundlagen ermittelt wurden, beizu- 
fügen.“ 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Örtlich zuständig ist das Finanzamt, in des- 
sen Bezirk sich die Geschäftsleitung der Kapital- 
verwaltungsgesellschaft des Investmentfonds befin- 
det, oder in den Fällen des § 1 Absatz 2a Satz 3 
Nummer 1 Buchstabe b, in dessen Bezirk die 
Zweigniederlassung besteht, oder in den Fällen des 
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§ 1 Absatz 2a Satz 3 Nummer 1 Buchstabe c, in 
dessen Bezirk sich die Geschäftsleitung der inlän- 
dischen Verwahrstelle befindet.“ 


14. § 14 wird wie folgt geändert: 


14. unverändert 


a) ln der Überschrift wird jeweils das Wort „Invest- 
mentvermögen“ durch das Wort „Investmentfonds“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 1 werden die Wörter „§ 40g des Invest- 
mentgesetzes“ durch die Wörter „§ 189 des Kapital- 
anlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „§ 40g 
Absatz 2 Satz 1 des Investmentgesetzes“ durch die 
Wörter „§ 189 Absatz 2 Satz 1 des Kapitalanlagege- 
setzbuchs“ ersetzt. 

d) In Absatz 4 Satz 3 werden die Wörter „§ 40h des 
Investmentgesetzes“ durch die Wörter „§ 190 des 
Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

e) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden jeweils nach dem Wort „In- 
vestmentaktiengesellschaft“ die Wörter „mit 
veränderlichem Kapital“ eingefügt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn ein Spe- 
zial-Sondervermögen nach § 1 Absatz 6 und 10 
des Kapitalanlagegesetzbuchs oder ein Teil- 
investmentvermögen eines solchen Sonderver- 
mögens oder eine Spezial-Investmentaktien- 
gesellschaft mit veränderlichem Kapital nach 
§ 1 Absatz 6 in Verbindung mit Kapitel 1 
Abschnitt 4 Unterabschnitt 3 des Kapitalan- 
lagegesetzbuchs oder ein Teilgesellschaftsver- 
mögen einer solchen Investmentaktiengesell- 
schaft als übertragender oder aufnehmender 
Investmentfonds beteiligt ist.“ 

f) In Absatz 8 werden jeweils hinter dem Wort „In- 
vestmentaktiengesellschaft“ die Wörter „mit verän- 
derlichem Kapital“ eingefügt. 

15. § 15 wird wie folgt geändert: 15. unverändert 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 


,,§ 15 

Inländische Spezial-Investmentfonds“. 


b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Bei inländischen Sondervermögen oder In- 
vestmentaktiengesellschaften mit veränder- 
lichem Kapital, die auf Grund einer schrift- 
lichen Vereinbarung mit der Kapitalverwal- 
tungsgesellschaft oder auf Grund ihrer Satzung 
nicht mehr als 100 Anleger oder Aktionäre ha- 
ben, die nicht natürliche Personen sind (Spe- 
zial-Investmentfonds), sind § 1 Absatz Id, § 4 
Absatz 4, § 5 Absatz 1 sowie die §§ 6 und 8 
Absatz 4 und 8 nicht anzuwenden.“ 
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bb) ln Satz 2 werden die Wörter „des Investment- 
vermögens“ durch die Wörter „des Investment- 
fonds“ ersetzt. 

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Ein Investmentanteil an einem Spezial-In- 
vestmentfonds gilt mit Ablauf des vorangegange- 
nen Geschäftsjahres des Spezial-lnvestmentfonds 
als veräußert, in dem der Spezial-lnvestmentfonds 
seine Anlagebedingungen in der Weise abgeändert 
hat, dass die Voraussetzungen des § 1 Absatz Ib 
nicht mehr erfüllt sind oder in dem ein wesentlicher 
Verstoß gegen die Anlagebestimmungen des § 1 
Absatz Ib vorliegt. Als Veräußerungserlös des In- 
vestmentanteils und als Anschaffungskosten des 
Anteils an der Investitionsgesellschaft ist der Rück- 
nahmepreis anzusetzen. Wird kein Rücknahmepreis 
festgesetzt, tritt an seine Stelle der Börsen- oder 
Marktpreis. Kapitalertragsteuer ist nicht einzube- 
halten und abzuführen. Der Spezial-lnvestment- 
fonds gilt mindestens für einen Zeitraum von drei 
Jahren als Investitionsgesellschaft.“ 

16. Nach § 15 wird folgender § 15a eingefügt: 

„§ 15a 

Offene Investmentkommanditgesellschaft 

(1) § 15 gilt für offene Investmentkommanditgesell- 
schaften im Sinne des § 1 Absatz If Nummer 3 ent- 
sprechend. 

(2) Die für die Ermittlung von Einkünften eines An- 
legers eines Spezial-lnvestmentfonds geltenden Rege- 
lungen sind für die Anleger von offenen Investment- 
kommanditgesellschaften entsprechend anzuwenden. 
Für die Bewertung eines Anteils an einer offenen In- 
vestmentkommanditgesellschaft im Sinne des Absat- 
zes 1 gilt § 6 Absatz 1 Nummer 2 des Einkommensteu- 
ergesetzes entsprechend. 

(3) Die Beteiligung an einer offenen Investmentkom- 
manditgesellschaft im Sinne des Absatzes 1 führt nicht 
zur Begründung oder anteiligen Zurechnung einer Be- 
triebsstätte des Anteilseigners. Die Einkünfte der of- 
fenen Investmentkommanditgesellschaft im Sinne des 
Absatzes 1 gelten als nicht gewerblich. § 9 Nummer 2 
des Gewerbesteuergesetzes ist auf Anteile am Gewinn 
an einer offenen Investmentkommanditgesellschaft im 
Sinne des Absatzes 1 nicht anzuwenden.“ 


17. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) ln der Überschrift wird das Wort „Spezial-lnvest- 
mentvermögen“ durch das Wort „Spezial-lnvest- 
mentfonds“ ersetzt. 

b) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Bei ausländischen AlF, deren Anteile satzungs- 
gemäß von nicht mehr als 1 00 Anlegern, die nicht 
natürliche Personen sind, gehalten werden (aus- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


16. Nach § 15 wird folgender § 15a eingefügt: 

„§ 15a 

Offene Investmentkommanditgesellschaft 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Wird ein Wirtschaftsgut aus einem Betriebs- 
vermögen des Anlegers in das Gesellschaftsver- 
mögen einer offenen Investmentkommanditgesell- 
schaft übertragen, ist bei der Übertragung der Teil- 
wert anzusetzen.“ 

17. unverändert 
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ländische Spezial-Investmentfonds), sind § 1 Ab- 
satz Id, § 4 Absatz 4, § 5 Absatz 1 Satz 1 Num- 
mer 5 Satz 3 sowie die §§ 6 und 8 Absatz 4 und 8 
nicht anzuwenden.“ 

c) ln den Sätzen 6 und 7 wird jeweils das Wort „Spe- 
zial-Investmentvermögen“ durch das Wort „Spe- 
zial-Investmentfonds“ ersetzt. 

d) Folgender Satz wird angefügt: 

„§ 15 Absatz 3 gilt entsprechend.“ 

18. In § 17 werden die Wörter „§ 136 Abs. 1 Nr. 2 und des 18. unverändert 
§ 138 des Investmentgesetzes“ durch die Wörter „§317 

Absatz 1 Nummer 4 und § 3 1 9 des Kapitalanlage- 
gesetzbuchs“ ersetzt. 

19. § 17a wird wie folgt geändert: 19. unverändert 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Auswirkungen der Verschmelzung 
von ausländischen Investmentfonds und Teilen 
eines solchen Investmentfonds auf einen anderen 
ausländischen Investmentfonds oder Teile 
eines solchen Investmentfonds“. 

b) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Das Wort „Investmentvermögen“ wird jeweils 
durch das Wort „Investmentfonds“ ersetzt. 

bb) In Nummer 1 werden die Wörter „§ 40g des 
Investmentgesetzes“ durch die Wörter „§ 189 
des Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

c) In Satz 5 wird jeweils das Wort „Investmentvermö- 
gens“ durch das Wort „Investmentfonds“ ersetzt. 

20. Die Überschrift zu Abschnitt 4 wird wie folgt gefasst: 20. unverändert 

„Abschnitt 4 


Gemeinsame Vorschriften für inländische 
und ausländische Investitionsgesellschaften“. 

21. Die §§18 und 19 werden wie folgt gefasst: 21. Die §§18 und 19 werden wie folgt gefasst: 


„§ 18 „§ 18 
Personen-Investitionsgesellschaften unverändert 

Personen-Investitionsgesellschaften sind Investi- 
tionsgesellschaften in der Rechtsform einer Invest- 
mentkommanditgesellschaft oder einer vergleichbaren 
ausländischen Rechtsfonn. Für diese sind die Ein- 
künfte nach § 180 Absatz 1 Nummer 2 der Abgaben- 
ordnung gesondert und einheitlich festzustellen. Die 
Einkünfte sind von den Anlegern nach den allgemei- 
nen steuerrechtlichen Regelungen zu versteuern. 


§19 §19 

Kapital-Investitionsgesellschaften Kapital-Investitionsgesellschaften 

(1) Kapital-Investitionsgesellschaften sind alle In- (l)unverändert 

vestitionsgesellschaften, die keine Personen-Investi- 
tionsgesellschaften sind. Kapital-Investitionsgesell- 
schaften in der Rechtsform eines Sondervermögens 
gelten als Zweckvermögen im Sinne des § 1 Absatz 1 
Nummer 5 des Körperschaftsteuergesetzes und als 
sonstige juristische Personen des privaten Rechts im 
Sinne des § 2 Absatz 3 des Gewerbesteuergesetzes. 
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Ausländische Kapital-Investitionsgesellschaften, die 
keine Kapitalgesellschaften sind, gelten als Vermö- 
gensmassen im Sinne des § 2 Nummer 1 des Körper- 
schaftsteuergesetzes und als sonstige juristische Person 
des privaten Rechts im Sinne des § 2 Absatz 3 des Ge- 
werbesteuergesetzes. 

(2) Bei Anlegern, die ihren Investitionsgesell- 
schaftsanteil im Privatvermögen halten, gelten die 
Ausschüttungen als Einkünfte im Sinne des § 20 Ab- 
satz 1 Nummer 1 des Einkommensteuergesetzes. § 8b 
des Körperschaftsteuergesetzes und § 3 Nummer 40 
des Einkommensteuergesetzes sind anzuwenden, wenn 
der Anleger nachweist, dass die Kapital-Investitions- 
gesellschaft 

1 . in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum ansässig ist 
und dort der Ertragsbesteuerung für Kapitalgesell- 
schaften unterliegt und nicht von ihr befreit ist, oder 

2. in einem Drittstaat ansässig ist und dort einer Er- 
tragsbesteuerung für Kapitalgesellschaften in Höhe 
von mindestens 1 5 Prozent unterliegt, und nicht von 
ihr befreit ist. 

Die inländische auszahlende Stelle hat von den Aus- 
schüttungen einer Kapital-Investitionsgesellschaft Ka- 
pitalertragsteuer einzubehalten und abzuführen. Die für 
den Steuerabzug von Kapitalerträgen im Sinne des § 43 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer la sowie 
Satz 2 des Einkommensteuergesetzes geltenden Vor- 
schriften des Einkommensteuergesetzes sind entspre- 
chend anzuwenden. Bei Ausschüttungen von ausländi- 
schen Kapital-lnvestitionsgesellschaften sind die für 
den Steuerabzug von Kapitalerträgen im Sinne des § 43 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 des Einkommensteuerge- 
setzes geltenden Vorschriften entsprechend anzuwen- 
den. 

(3) Gewiime oder Verluste aus der Rückgabe oder 
Veräußerung von Kapital-lnvestitionsgesellschaftsan- 
teilen, die nicht zu einem Betriebsvermögen gehören, 
sind Einkünfte im Sinne des § 20 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 des Einkommensteuergesetzes. Als Veräu- 
ßerung gilt auch die vollständige oder teilweise Liqui- 
dation der Kapital-lnvestitionsgesellschaft. § 8b des 
Körperschaftsteuergesetzes und § 3 Nummer 40 des 
Einkommensteuergesetzes sind unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 2 Satz 2 anzuwenden. Die Rege- 
lungen zum Abzug der Kapitalertragsteuer nach § 8 
Absatz 6 sind entsprechend anzuwenden. 

(4) § 7 Absatz 1 bis 6a des Außensteuergesetzes 
bleibt anwendbar.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Abweichend von § 7 Absatz 7 des Außensteu- 
ergesetzes bleiben die §§ 7 bis 14 des Außensteuerge- 
setzes anwendbar. Soweit Hinzurechnungsbeträge 
nach § 10 Absatz 1 Satz 1 des Außensteuergesetzes 
angesetzt worden sind, ist auf Ausschüttungen und 
Veräußerungsgewinne § 3 Nummer 41 des Einkom- 
mensteuergesetzes anzuwenden. Im Übrigen unter- 
liegen die Ausschüttungen und Veräußerungs- 
gewinne der Besteuerung nach den vorstehenden 
Absätzen.“ 
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22. Die bisherigen §§ 18 und 19 werden die §§ 21 und 23. 

23. Nach § 19 wird folgender § 20 eingefügt: 

„§20 

Umwandlung einer Investitionsgesellschaft 
in einen Investmentfonds 

Ändert eine Investitionsgesellschaft ihre Anlagebe- 
dingungen und das tatsächliche Anlageverhalten der- 
gestalt ab, dass die Voraussetzungen des § 1 Absatz Ib 
erfüllt sind, hat auf Antrag der Investitionsgesellschaft 
das für ihre Besteuerung nach dem Einkommen zustän- 
dige Finanzamt oder im Übrigen das Bundeszentralamt 
für Steuern das Vorliegen der Voraussetzungen festzu- 
stellen. Dabei ist der Mindestzeitraum von drei Jahren 
nach § 1 Absatz 1 d Satz 3 zu beachten. § 1 Absatz 1 d 
Satz 4 und 5 ist entsprechend anzuwenden. Mit Ablauf 
des Geschäftsjahres, in dem der Feststellungsbescheid 
unanfechtbar geworden ist, gilt der Anteil an der Inves- 
titionsgesellschaft als veräußert und der Anteil an ei- 
nem Investmentfonds als angeschafft. Kapitalertrag- 
steuer ist nicht einzubehalten und abzuführen. Als Ver- 
äußerungserlös des Investitionsgesellschaftsanteils und 
als Anschaffungskosten des Investmentanteils ist der 
Rücknahmepreis am Ende des Geschäftsjahres anzu- 
setzen, in dem der Feststellungsbescheid unanfechtbar 
geworden ist. Wird kein Rücknahmepreis festgesetzt, 
tritt an seine Stelle der Börsen- oder Marktpreis. Die 
festgesetzte Steuer gilt bis zur tatsächlichen Veräuße- 
rung des Anteils als zinslos gestundet.“ 

24. Nach § 20 wird folgende Überschrift eingefügt: 

„Abschnitt 5 

Anwendungs- und Übergangsvorschriften“. 

25. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift werden die Wörter „vor Inkraft- 
treten des AIFM-Steuer-Anpassungsgesetzes“ an- 
gefügt. 

b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die in § 21 verwendeten Begriffe Investmentver- 
mögen, Publikums-Investmentvermögen, Ziel-In- 
vestmentvermögen und Dach-Investmentvermögen 
bestimmen sich weiterhin nach diesem Gesetz und 
dem Investmentgesetz in der am 2 1 . Juli 2013 gel- 
tenden Fassung.“ 

c) In Absatz 2a Satz 2 und 3 wird jeweils das Wort 
„Vertragsbedingungen“ durch das Wort „Anlagebe- 
dingungen“ ersetzt. 

d) In Absatz 20 Satz 4 wird jeweils das Wort „Depot- 
bank“ durch das Wort „Verwahrstelle“ ersetzt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

22. unverändert 

23. unverändert 


24. unverändert 

25. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 


c) unverändert 

d) unverändert 

e) Folgender Absatz 23 wird angefügt: 

,(23) Sind in den Erträgen eines Investment- 
vermögens solche im Sinne des § 21 Absatz 22 
Satz 4 enthalten und endet das Geschäftsjahr 
eines Investmentvermögens nach dem ... [einset- 
zen: Datum des Gesetzesbeschlusses des Deut- 
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sehen Bundestages], ist § 5 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1 in folgender Fassung anzuwenden: 

„1. die Investmentgesellsehaft den Anlegern bei 
jeder Aussehiittung bezogen auf einen In- 
vestmentanteil unter Angabe der Wert- 
papieridentifikationsnummer ISIN des In- 
vestmentfonds und des Zeitraums, auf den 
sich die Angaben beziehen, folgende Besteu- 
erungsgrundlagen in deutscher Sprache be- 
kannt macht: 

a) den Betrag der Ausschüttung (mit min- 
destens vier Nachkommastellen) sowie 

aa) in der Ausschüttung enthaltene aus- 
schüttungsgleiche Erträge der Vor- 
jahre, 

bb) in der Ausschüttung enthaltene Sub- 
stanzbeträge, 

b) den Betrag der ausgeschütteten Erträge 
(mit mindestens vier Nachkommastel- 
len), 

c) die in den ausgeschütteten Erträgen ent- 
haltenen 

aa) Erträge im Sinne des § 2 Absatz 2 
Satz 1 dieses Gesetzes in Verbindung 
mit § 3 Nummer 40 des Einkommen- 
steuergesetzes oder im Eall des § 16 
dieses Gesetzes in Verbindung mit 
§ 8b Absatz 1 des Körperschaftsteu- 
ergesetzes, 

bb) Veräußerungsgewinne im Sinne des 
§ 2 Absatz 2 Satz 2 dieses Gesetzes in 
Verbindung mit § 8b Absatz 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes oder § 3 
Nummer 40 des Einkommensteuer- 
gesetzes, 

cc) Erträge im Sinne des § 2 Absatz 2a, 

dd) steuerfreie Veräußerungsgewinne im 
Sinne des § 2 Absatz 3 Nummer 1 
Satz 1 in der am 31. Dezember 2008 
anzuwendenden Fassung, 

ee) Erträge im Sinne des § 2 Absatz 3 
Nummer 1 Satz 2 in der am 31. De- 
zember 2008 anzuwendenden Eas- 
sung, soweit die Erträge nicht Kapi- 
talerträge im Sinne des § 20 des 
Einkommensteuergesetzes sind, 

ff) steuerfreie Veräußerungsgewinne im 
Sinne des § 2 Absatz 3 in der ab 
1. Januar 2009 anzuwendenden Eas- 
sung, 

gg) Einkünfte im Sinne des § 4 Absatz 1, 

hh) in Doppelbuchstabe gg enthaltene Ein- 
künfte, die nicht dem Progressions- 
vorbehalt unterliegen. 
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ii) Einkünfte im Sinne des § 4 Absatz 2, 
für die kein Abzug naeh Absatz 4 
vorgenommen wurde, 

jj) in Doppelbuehstabe ii enthaltene Ein- 
künfte, auf die § 2 Absatz 2 dieses Ge- 
setzes in Verbindung mit § 8b Ab- 
satz 2 des Körperschaftsteuergeset- 
zes oder § 3 Nummer 40 des Einkom- 
mensteuergesetzes oder im Fall des 
§ 16 dieses Gesetzes in Verbindung 
mit § 8b Absatz 1 des Körperschaft- 
steuergesetzes anzuwenden ist, 

kk) in Doppelhuchstahe ii enthaltene Ein- 
künfte im Sinne des § 4 Absatz 2, die 
nach einem Abkommen zur Vermei- 
dung der Doppelbestenernng zur An- 
rechnung einer als gezahlt geltenden 
Steuer auf die Einkommensteuer 
oder Körperschaftsteuer berechtigen, 

11) in Doppelbuchstabe kk enthaltene Ein- 
künfte, auf die § 2 Absatz 2 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit § 8b 
Absatz 2 des Körperschaftsteuerge- 
setzes oder § 3 Nummer 40 des Ein- 
kommensteuergesetzes oder im Fall 
des § 16 dieses Gesetzes in Verbin- 
dnng mit § 8b Absatz 1 des Körper- 
schaftsteuergesetzes anzuwenden ist, 

mm)Erträge im Sinne des § 21 Absatz 22 
Satz 4 dieses Gesetzes in Verbindung 
mit § 8b Absatz 1 des Körperschaft- 
steuergesetzes, 

nn) in Doppelbuchstabe ii enthaltene Ein- 
künfte im Sinne des § 21 Absatz 22 
Satz 4 dieses Gesetzes, auf die § 2 
Absatz 2 dieses Gesetzes in der am 
20. März 2013 geltenden Fassung in 
Verbindung mit § 8b Absatz 1 

des Körperschaftsteuergesetzes an- 
zuwenden ist, 

oo) in Doppelbuchstabe kk enthaltene Ein- 
künfte im Sinne des § 21 Absatz 22 
Satz 4 dieses Gesetzes, auf die § 2 
Absatz 2 dieses Gesetzes in der am 
20. März 2013 geltenden Fassung in 
Verbindung mit § 8b Absatz 1 

des Körperschaftsteuergesetzes an- 
zuwenden ist, 

d) den zur Anrechnung von Kapitalertrag- 
steuer berechtigenden Teil der Ausschüt- 
tung 

aa) im Sinne des § 7 Absatz 1 und 2, 

bb) im Sinne des § 7 Absatz 3, 

ec) im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 4, so- 
weit in Doppelbuchstabe aa enthal- 
ten. 
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e) (weggefallen) 

f) den Betrag der ausländisehen Steuer, der 

auf die in den ausgeschütteten Erträgen 

enthaltenen Einkünfte im Sinne des § 4 

Absatz 2 entfällt und 

aa) der nach § 4 Absatz 2 dieses Gesetzes 
in Verbindung mit § 32d Absatz 5 
oder § 34c Absatz 1 des Einkommen- 
steuergesetzes oder einem Abkom- 
men zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung anrechenbar ist, wenn 
kein Abzug nach § 4 Absatz 4 vorge- 
nommen wurde, 

bb) in Doppelbuchstabe aa enthalten ist 
und auf Einkünfte entfällt, auf die 
§ 2 Absatz 2 dieses Gesetzes in Ver- 
bindung mit § 8b Absatz 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes oder § 3 
Nummer 40 des Einkommensteuer- 
gesetzes oder im Fall des § 16 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit § 8b 
Absatz 1 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes anzuwenden ist, 

ec) der nach § 4 Absatz 2 dieses Gesetzes 
in Verbindung mit § 34c Absatz 3 des 
Einkommensteuergesetzes abzieh- 
bar ist, wenn kein Abzug nach § 4 
Absatz 4 dieses Gesetzes vorgenom- 
men wurde, 

dd) in Doppelbuchstabe ec enthalten ist 
und auf Einkünfte entfällt, auf die 
§ 2 Absatz 2 dieses Gesetzes in Ver- 
bindung mit § 8b Absatz 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes oder § 3 
Nummer 40 des Einkommensteuer- 
gesetzes oder im Fall des § 16 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit § 8b 
Absatz 1 des Körperschaftsteuerge- 
setzes anzuwenden ist, 

ee) der nach einem Abkommen zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung als 
gezahlt gilt und nach § 4 Absatz 2 in 
Verbindung mit diesem Abkommen 
anrechenbar ist, 

ff) in Doppelbuchstabe ce enthalten ist 
und auf Einkünfte entfällt, auf die 
§ 2 Absatz 2 dieses Gesetzes in Ver- 
bindung mit § 8b Absatz 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes oder § 3 
Nummer 40 des Einkommensteuer- 
gesetzes oder im Fall des § 16 dieses 
Gesetzes in Verbindung mit § 8b 
Absatz 1 des Körperschaftsteuerge- 
setzes anzuwenden ist, 

gg) in Doppelbuchstabe aa enthalten ist 
und auf Einkünfte im Sinne des § 21 
Absatz 22 Satz 4 dieses Gesetzes ent- 
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26. Nach § 21 wird folgender § 22 eingefügt: 

„§ 22 

Anwendungsvorschriften zum AIFM-Steuer- 
Anpassungsgesetz 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes in der Fassung 
des Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) sind ab dem 22. Juli 2013 anzu- 
wenden, soweit im Folgenden keine abweichenden Be- 
stimmungen getroffen werden. 

(2) Investmentvermögen im Sinne dieses Gesetzes 
in der am 21. Juli 2013 geltenden Fassung gelten unter 
den am 21. Juli 2013 geltenden Voraussetzungen die- 
ses Gesetzes und des Investmentgesetzes als Invest- 
mentfonds im Sinne dieses Gesetzes in der am 22. Juli 
2013 geltenden Fassung. Anteile an Investmentvenuö- 
gen im Sinne des Satzes 1 gelten als Anteile an Invest- 
mentfonds im Sinne dieses Gesetzes in der am 22. Juli 
2013 geltenden Fassung. § 1 Absatz Id und § 15 
Absatz 3 in der am 22. Juli 2013 geltenden Fassung 
sind bei Investmentvenuögen im Sinne des Satzes 1 
sinngemäß anzuwenden, sobald das Investmentvermö- 
gen die am 21. Juli 2013 geltenden Voraussetzungen 
nicht mehr erfüllt. Das Verfahren nach § 20 in der am 
22. Juli 2013 geltenden Fassung ist sinngemäß durch- 
zuführen, wenn ein Investmentvermögen in den Fällen 
des Satzes 3 die am 21. Juli 2013 geltenden Vorausset- 
zungen an ein Investmentvermögen wieder erfüllt. 


fällt, auf die § 2 Absatz 2 dieses Ge- 
setzes in der am 20. März 2013 gel- 
tenden Fassung in Verbindung mit 
§ 8b Absatz 1 des Körperschaftsteu- 
ergesetzes anzuwenden ist, 

hh) in Doppelbuchstabe ec enthalten ist 
und auf Einkünfte im Sinne des § 21 
Absatz 22 Satz 4 dieses Gesetzes ent- 
fällt, auf die § 2 Absatz 2 dieses Ge- 
setzes in der am 20. März 2013 gel- 
tenden Fassung in Verbindung mit 
§ 8b Absatz 1 des Körperschaftsteu- 
ergesetzes anzuwenden ist, 

ii) in Doppelbuchstabe ee enthalten ist 
und anf Einkünfte im Sinne des § 21 
Absatz 22 Satz 4 dieses Gesetzes ent- 
fällt, auf die § 2 Absatz 2 dieses Ge- 
setzes in der am 20. März 2013 gel- 
tenden Fassung in Verbindung mit 
§ 8b Absatz 1 des Körperschaftsteu- 
ergesetzes anzuwenden ist, 

g) den Betrag der Absetznngen für Abnut- 
zung oder Substanzverringerung, 

h) die im Geschäftsjahr gezahlte Quellen- 
steuer, vermindert um die erstattete 
Quellensteuer des Geschäftsjahres oder 
früherer Geschäftsjahre;“.‘ 

26. Nach § 21 wird folgender § 22 eingefügt: 

„§ 22 

Anwendungsvorschriften zum AIFM-Steuer- 
Anpassungsgesetz 
(1) unverändert 


(2) Investmentvermögen im Sinne dieses Gesetzes 
in der am 21. Juli 2013 geltenden Fassung gelten bis 

zum Ende des Geschäftsjahres, das nach dem 
22. Juli 2016 endet, als Investmentfonds im Sinne 
des § 1 Absatz Ib Satz 2. Voraussetzung für die An- 
wendung des Satzes 1 ist, dass die Investmentver- 
mögen weiterhin die Voraussetzungen des § 1 
Absatz 1 und la in der am 21. Juli 2013 geltenden 
Fassung sowie die Anlagebestimmungen und Kre- 
ditaufnahmegrenzen nach dem Investmentgesetz in 
der am 21. Juli 2013 geltenden Fassung erfüllen. An- 
teile an Investmentvermögen im Sinne der Sätze 1 
und 2 gelten als Anteile an Investmentfonds im Sinne 
des §1 Absatz Ib Satz 2. §1 Absatz Id, §15 
Absatz 3 und § 16 Satz 8 in der am 22. Juli 2013 gel- 
tenden Fassung sind bei Investmentvermögen im Sinne 
des Satzes 1 sinngemäß anzuwenden, sobald das In- 
vestmentvermögen gegen die in Satz 2 genannten Vo- 
raussetznngen wesentlich verstößt. Es gilt als we- 
sentlicher Verstoß, wenn ein Investmentvermögen 
seine Anlagebedingungen nach dem 21. Juli 2013 in 
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(3) § 3 Absatz la ist erstmals auf Abtrennungen von 
Zinsscheinen bzw. Zinsforderungen von dem dazu- 
gehörigen Stammrecht anzuwenden, die nach dem . . . 
[einsetzen: Datum der 2./3. Lesung im Bundestag] er- 
folgen. § 3 Absatz 3 in der Fassung des Artikels . . . des 
Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist 
erstmals auf Geschäftsjahre anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2013 begiimen. 

(4) § 3a ist erstmals bei Ausschüttungen anzuwen- 
den, die nach dem . . . [einsetzen: Datuiu des Tages der 
Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes zu- 
züglich acht Monate] abfließen. 

(5) § 5 Absatz 3 Satz 4 in der am 21. Juli 2013 gel- 
tenden Fassung ist weiterhin anzuwenden bei Invest- 
mentvermögen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1.“ 

27. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Investmentver- 
mögen“ durch das Wort „Investmentfonds“ ersetzt. 

b) ln Absatz 2 Satz 1 und in Absatz 3 Satz 1 wird je- 
weils das Wort „Investmentvermögens“ durch das 
Wort „Investmentfonds“ ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 


§ 5 Absatz 1 Nummer 4 des Finanzverwaltungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 
(BGBl. I S. 846, 1202), das zuletzt durch Artikel 17 des Ge- 
setzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. 1 S. 1768) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„4. die Mitwirkung an der Überprüfung der Besteuerungs- 
grundlagen für ausländische Investmentanteile, die 
Feststellung, ob die Anforderungen an einen Invest- 
mentfonds erfüllt sind oder nicht, sowie die Veröffent- 
lichung dieser Feststellungen nach dem Investment- 
steuergesetz vom 15. Dezember 2003 (BGBl. 1 S. 2676, 
2724), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 56 des Geset- 
zes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. 1 S. 3044) geän- 
dert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung; die 
Überprüfung erfolgt auf Antrag einer Landesfmanz- 
behörde oder durch Stichproben;“. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

der Weise ändert, dass die für Hedgefonds geltenden 
Vorschriften nach § 283 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs oder nach § 112 des Investmentgesetzes in der 
am 21. Juli 2013 geltenden Fassung erstmals anzu- 
wenden sind. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


27. unverändert 


Artikel 2 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

§ 5 Absatz 1 des Finanzverwaltungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 
(BGBl. I S. 846, 1202), das durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 21. März 2013 (BGBl. I S. 561) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 


„4. unverändert 


2. Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 5a einge- 
fügt: 


„5a. die Entgegennahme und Weiterleitung von Mel- 
dungen nach auf der Grundlage von § 117c der 
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Artikel 3 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 1. Februar 1991 (BGBl. 1 S. 230), das zuletzt 
durch Artikel 13 Absatz 3 des Gesetzes vom 12. April 2012 
(BGBl. 1 S. 579) geändert worden ist, wird wie folgt ge- 
ändert: 

1 . § 1 1 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Anteile oder Aktien, die Rechte an einem Invest- 
mentvermögen im Sinne des Kapitalanlagegesetzbuchs 
verbriefen, sind mit dem Rücknahmepreis anzusetzen.“ 

2. Dem § 205 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) § 11 Absatz 4 in der Fassung des Artikels ... des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist auf 
Bewertungsstichtage ab dem 22. Juli 2013 anzuwen- 
den.“ 

Artikel 4 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

§ 4 Nummer 8 Buchstabe h des Umsatzsteuergesetzes in 
der Fassung der Bekaimtmachung vom 21. Februar 2005 
(BGBl. 1 S. 386), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 8. Mai 2012 (BGBl. I S. 1030) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst: 

„h) die Verwaltung von Investmentfonds im Sinne des § 1 
Absatz 1 des Investmentsteuergesetzes und die Verwal- 
tung von Versorgungseinrichtungen im Sinne des Ver- 
sicherungsaufsichtsgesetzes,“. 

Artikel 5 

Änderung des Fünften Vermögensbildungs- 
gesetzes 

Das Fünfte Vermögensbildungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 4. März 1994 (BGBl. I S. 406), das 
zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 7. Dezember 
2011 (BGBl. I S. 2592) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1 . § 2 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 
a) Buchstabe c wird wie folgt gefasst: 

„c) zum Erwerb von Anteilen an OGAW-Sonderver- 
mögen sowie an als Sondervermögen aufgeleg- 
ten offenen Publikums- AIF nach den §§218 
und 219 des Kapitalanlagegesetzbuchs sowie 
von Anteilen an offenen EU-Investmentveraiö- 
gen und offenen ausländischen AIF, die nach 
dem Kapitalanlagegesetzbuch vertrieben wer- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Abgabenordnung ergangenen Rechtsverordnun- 
gen und die Durchführung von Bnßgeldverfah- 
ren in den Fällen des § 379 Absatz 2 Nnmmer Ib 
der Abgabenordnung;“. 

Artikel 3 

unverändert 


Artikel 4 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

§ 4 Nummer 8 Buchstabe h des Umsatzsteuergesetzes in 
der Fassung der Bekaimtmachung vom 21. Februar 2005 
(BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 8. Mai 2012 (BGBl. I S. 1030) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst: 

„h) die Verwaltung von Investmentfonds im Sinne des In- 
vestmentsteuergesetzes und die Verwaltung von Ver- 
sorgungseinrichtungen im Sinne des Versicherungsauf- 
sichtsgesetzes,“. 

Artikel 5 

unverändert 
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den dürfen, wenn nach dem Jahresbericht für das 
vorletzte Geschäftsjahr, das dem Kalenderjahr 
des Abschlusses des Vertrags im Sinne des § 4 
oder des § 5 vorausgeht, der Wert der Aktien in 
diesem Investmentvermögen 60 Prozent des 
Werts dieses Investmentvermögens nicht unter- 
schreitet; für neu aufgelegte Investmentvermö- 
gen ist für das erste und zweite Geschäftsjahr der 
erste Jahresbericht oder der erste Halbjahresbe- 
richt nach Auflegung des Investmentvermögens 
maßgebend,“. 

b) Buchstabe d wird aufgehoben. 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) ln den Absätzen 1 und 2 Satz 3 sowie Absatz 5 wird 
jeweils das Wort „Kapitalanlagegesellschaft“ durch 
das Wort „Kapitalverwaltungsgesellschaft“ ersetzt. 

b) ln Absatz 4 Nummer 4 zweiter Halbsatz werden die 
Wörter „§ 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a, b, d, f bis 1“ 
durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 Nummer 1 Buch- 
stabe a, b, f bis 1“ ersetzt. 

3. § 8 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 5 wird das Wort „Kapitalanlagegesell- 
schaften“ durch das Wort „Kapitalverwaltungsgesell- 
schaften“ und das Wort „Investmentgesetzes“ durch 
das Wort „Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt und 
wird die Angabe „oder d“ gestrichen. 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. Anteile an offenen EU -Investmentvermögen und 
ausländischen AlF, die nach dem Kapitalanlage- 
gesetzbuch vertrieben werden dürfen.“ 

4. Dem § 17 wird folgender Absatz 13 angefügt: 

„(13) § 2 Absatz 1 Nummer 1 in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des vorliegenden Änderungs- 
gesetzes]) ist erstmals für vermögenswirksame Leistun- 
gen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2013 an- 
gelegt werden. § 4 Absatz 4 Nummer 4 in der Fassung 
des Artikels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... 
[einsetzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden Än- 
derungsgesetzes]) ist erstmals bei Verfügungen nach 
dem 31. Dezember 2013 anzuwenden.“ 


Artikel 6 

Änderung des Altersvorsorgeverträge- 
Zertifizierungsgesetzes 


Artikel 6 


unverändert 


ln § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe d des Al- 
tersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes vom 26. Juni 
2001 (BGBl. 1 S. 1310, 1322), das zuletzt durch Artikel 12 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBl. 1 S. 1768) ge- 
ändert worden ist, werden die Wörter „Kapitalanlagegesell- 
schaften mit Sitz im Inland“ durch die Wörter „externe Ka- 
pitalverwaltungsgesellschaften im Sinne des § 17 Absatz 2 
Nummer 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 
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Artikel 7 

Artikel 7 

Aufhebung des Wagniskapitalbeteiligungsgesetzes 

Das Wagniskapitalbeteiligungsgesetz vom 12. August 

2008 (BGBl. I S. 1672) wird aufgehoben. 

unverändert 

Artikel 8 

Artikel 8 

Änderung des Finanzdienstleistungs- 
aufsiehtsgesetzes 

Das Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetz vom 22. April 

2002 (BGBl. I S. 1310), das zuletzt durch Artikel 7 des Ge- 
setzes vom 13. Februar 2013 (BGBl. 1 S. 174) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . In § 7 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe f wird das 

Wort „Wagniskapitalbeteiligungs-,“ gestrichen. 

2. § 15 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 8 wird das Komma am Ende durch das 

Wort „oder“ ersetzt. 

b) Nummer 9 wird aufgehoben. 

3. In § 16 wird das Wort „Wagniskapitalbeteiligungsgesell- 
schaften,“ gestrichen. 

4. In § 16b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter 
„ , inländisches Investment- und Wagniskapitalbeteili- 
gungswesen“ durch die Wörter „und inländisches Invest- 
mentwesen“ ersetzt. 

5. § 16e Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 wird das Wort „sowie“ durch einen 

Punkt ersetzt. 

b) Nummer 5 wird aufgehoben. 

6. § 16f wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 Satz 4 wird das Semikolon am 

Ende durch einen Punkt ersetzt. 

bb) Nummer 3 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 3 wird das Wort „Gruppen“ durch das Wort 
„Gruppe“ ersetzt und werden die Wörter „sowie 
Wagniskapitalbeteiligungsgesellschaften“ und „oder 
Nummer 3“ gestrichen. 

7. § 16g Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird das Wort „und“ am Ende durch 
einen Punkt ersetzt. 

b) Nummer 4 wird aufgehoben. 

unverändert 

Artikel 9 

Artikel 9 

Änderung des Geldwäsehegesetzes 

Das Geldwäschegesetz vom 13. August 2008 (BGBl. I 

S. 1690), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

18. Februar 2013 (BGBl. I S. 268) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

unverändert 
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1 . § 2 Absatz 1 Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. Kapitalverwaltungsgesellschaften im Sinne des § 17 
Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs, im Inland 
gelegene Zweigniederlassungen von EU-Verwal- 
tungsgesellschaften und ausländischen AlF- Verwal- 
tungsgesellschaften sowie ausländische AlF- Ver- 
waltungsgesellschaften, für die die Bundesrepublik 
Deutschland Referenzmitgliedstaat ist und die der 
Aufsicht der Bundesanstalt gemäß § 57 Absatz 1 
Satz 3 des Kapitalanlagegesetzbuchs unterliegen.“ 

2. ln § 5 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „§ 6 Abs. 5 
des Investmentgesetzes“ durch die Wörter „§ 18 
Absatz 6 des Kapitalanlagegesetzbuchs“ ersetzt. 

3. ln § 16 Absatz 2 Nummer 2 werden die Buchstabend 
bis f wie folgt gefasst: 

„d) Kapitalverwaltungsgesellschaften im Sinne des § 17 
Absatz 1 des Kapitalanlagegesetzbuchs, 

e) im Inland gelegene Zweigniederlassungen von EU- 
Verwaltungsgesellschaften im Sinne des § 1 
Absatz 17 des Kapitalanlagegesetzbuchs sowie von 
ausländischen AlF -Verwaltungsgesellschaften im 
Sinne des § 1 Absatz 18 des Kapitalanlagegesetz- 
buchs, 

f) ausländische AlF- Verwaltungsgesellschaften, für 
die die Bundesrepublik Deutschland Referenzmit- 
gliedstaat ist und die der Aufsicht der Bundesanstalt 
gemäß § 57 Absatz 1 Satz 3 des Kapitalanlagege- 
setzbuchs unterliegen,“. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 10 

Artikel 10 

Änderung der Verordnung zur Durehführung 
des Fünften Vermögensbildungsgesetzes 

Die Verordnung zur Durchführung des Fünften Vermö- 
gensbildungsgesetzes vom 20. Dezember 1994 (BGBl. 1 

S. 3904), die zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2008 (BGBl. 1 S. 2850) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . ln § 2 Absatz 3 Satz 1 und 2, Absatz 4 Satz 1 und 2, § 4 
Absatz 1 Nummer 1 Satz 1 bis 3, Nummer 2, Absatz 3 
Satz 1 Nummer 3, Satz 3 sowie Absatz 4 und §8 
Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und 6 sowie Absatz 2 Satz 1 
wird jeweils das Wort „Kapitalanlagegesellschaft“ durch 
das Wort „Kapitalverwaltungsgesellschaft“ ersetzt. 

2. ln § 5 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 wird jeweils das 
Wort „Kapitalanlagegesellschaften“ durch das Wort 
„Kapitalverwaltungsgesellschaften“ ersetzt. 

unverändert 


Artikel 11 


Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 
3862), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. März 
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2013 (BGBl. I S. 556) geändert worden ist, wird wie folgt 

geändert: 

1. § 9b Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Wird der Vorsteuerabzug nach § 15a des Um- 
satzsteuergesetzes berichtigt, so sind die Mehrbe- 
träge als Betriebseinnahmen oder Einnahmen zu be- 
handeln, wenn sie im Rahmen einer der Einkunfts- 
arten des § 2 Absatz 1 Satz 1 bezogen werden; die 
Minderbeträge sind als Betriebsausgaben oder Wer- 
bungskosten zu behandeln, wenn sie durch den Be- 
trieb veranlasst sind oder der Erwerbung, Sicherung 
und Erhaltung von Einnahmen dienen. Die Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten bleiben in den Fällen 
des Satzes 1 unberührt.“ 

2. § 33a Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „8 004“ wird durch die Angabe 
„8 130“ ersetzt. 

b) Die Angabe „8 130“ wird durch die Angabe 
„8 354“ ersetzt. 

3. ln § 43 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Kapitalan- 
lagegesellschaft“ durch das Wort „Kapitalverwal- 
tungsgesellschaft“ ersetzt. 

4. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 23e wird folgender Absatz 23f einge- 
fügt: 

„(23f) § 9b Absatz 2 in der Fassung des Arti- 
kels ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ...) |ein- 
setzen: Datum und Fundstelle des vorliegenden 
Änderungsgesetzes] ist auf Mehr- und Minder- 
beträge infolge von Änderungen der Verhältnisse 
im Sinne von § 15a des Umsatzsteuergesetzes an- 
zuwenden, die nach dem ... [einsetzen: Datum des 
Gesetzesbeschlusses des Bundestages zum vorlie- 
genden Änderungsgesetzj eingetreten sind.“ 

b) Die bisherigen Absätze 23f und 23g werden die 
Absätze 23g und 23h. 

c) Nach Absatz 44 wird folgender Absatz 45 einge- 
fügt: 

„(45) Für den Veranlagungszeitraum 2013 ist 
§ 33a Absatz 1 Satz 1 in der Fassung des Arti- 
kels ... Nummer 2 Buchstabe a des Gesetzes vom 
... (BGBl. I S. ...) [einsetzen: Datum und Fund- 
stelle des vorliegenden Änderungsgesetzesj) anzu- 
wenden.“ 

d) Nach Absatz 45 wird folgender Absatz 45a einge- 
fügt: 

„(45a) § 33a Absatz 1 Satz 1 in der Fassung des 
Artikels... Nummer 2 Buchstabe b des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S. ...) [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
ist erstmals für den Veranlagungszeitraum 2014 
anzuwenden.“ 
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Artikel 12 

Änderung des Körpersehaftsteuergesetzes 

In § 34 Absatz 10b Satz 2 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), das durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 21. März 2013 (BGBl. I S. 561) geän- 
dert worden ist, werden die Wörter „Veranlagungszeit- 
räumc, die vor dem 31. Dezember 2014 enden“ durch 
die Wörter „Veranlagungszeiträume, die vor dem 1. Ja- 
nuar 2015 enden“ ersetzt. 


Artikel 13 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I 
S. 61), die durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. März 
2013 (BGBl. I S. 556) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu 
§ 117b die folgende Angabe eingefügt: 

„§ 117c Umsetzung innerstaatlich anwendbarer völ- 
kerrechtlicher Vereinbarungen zur Förde- 
rung der Steuerehrlichkeit bei internationa- 
len Sachverhalten“. 

2. Nach § 117b wird folgender § 117c eingefügt: 

„§ 117c 

Umsetzung innerstaatlich anwendbarer 
völkerrechtlicher Vereinbarungen zur Förderung 
der Steuerehrlichkeit 
bei internationalen Sachverhalten 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen wird er- 
mächtigt, zur Erfüllung der Verpflichtungen aus in- 
nerstaatlich anwendbaren völkerrechtlichen Verein- 
barungen, die der Förderung der Steuerehrlichkeit 
durch systematische Erhebung und Übermittlung 
steuerlich relevanter Daten dienen, durch Rechtsver- 
ordnungen mit Zustimmung des Bundesrates Rege- 
lungen über die Erhebung der nach diesen Vereinba- 
rungen erforderlichen Daten durch in diesen Verein- 
barungen dem Grunde nach bestimmte Dritte und 
ihre Übermittlung nach amtlich vorgeschriebenem 
Datensatz im Wege der Datenfernübertragung an 
das Bundeszentralamt für Steuern sowie ihre Weiter- 
leitung an die zuständige Behörde des anderen Ver- 
tragsstaates zu treffen. § 150 Absatz 6 Satz 2, 3, 5, 8 
und 9 gilt für die Übermittlung der Daten an das 
Bundeszentralamt für Steuern entsprechend. 

(2) Bei der Übermittlung von Daten durch das 
Bundeszentralamt für Steuern an die zuständige Fi- 
nanzbehörde des anderen Vertragsstaates nach einer 
auf Grund des Absatzes 1 Satz 1 erlassenen Rechts- 
verordnung findet eine Anhörung der Beteiligten 
nicht statt. § 30a Absatz 2 und 3 gilt nicht. 
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(3) Das Bundeszentralamt für Steuern ist berech- 
tigt, Verhältnisse, die für die Erfüllnng der Pflichten 
zur Erhebung und Übermittlung von Daten nach ei- 
ner auf Grund des Absatzes 1 erlassenen Rechtsver- 
ordnung von Bedeutung sind oder der Aufklärung 
bedürfen, bei den zur Erhebung dieser Daten und de- 
ren Übermittlung an das Bundeszentralamt für Steu- 
ern Verpflichteten zn prüfen. Die §§ 193 bis 203 gel- 
ten sinngemäß. 

(4) Die auf Grund einer Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 oder im Rahmen einer Prüfung nach 
Absatz 3 vom Bundeszentralamt für Stenern erhobe- 
nen Daten dürfen nur für die in den zugrunde liegen- 
den völkerrechtlichen Vereinbarungen festgelegten 
Zwecke verwendet werden.“ 

3. Nach § 379 Absatz 2 Nummer la wird folgende Nnm- 
mer Ib eingefügt: 

„Ib. einer Rechtsverordnung nach § 117c Absatz 1 
oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund 
einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhan- 
delt, soweit die Rechtsverordnung für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist,“. 


Artikel 14 

Änderung des Versieherungsteuergesetzes 

Dem § 4 des Versicherungsteuergesetzes in der Fas- 
sung der Bckanntmachnng vom 10. Januar 1996 
(BGBl. I S. 22), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2431) geändert wor- 
den ist, wird folgende Nummer 12 angefügt: 

„12. an Brandunterstütznngsvereine, soweit die anläss- 
lich eines einzelnen Schadensfalls erhobene Umlage 
den Betrag von 5 500 Euro nicht übersteigt.“ 


Artikel 15 

Änderung des Feuersehutzsteuergesetzes 

Nach § 3 des Feuerschutzsteuergesetzes in der Fas- 
sung der Bckanntmachnng vom 10. Januar 1996 
(BGBl. 1 S. 18), das zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes 
vom 8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1768) geändert wor- 
den ist, wird folgender § 3a eingefügt: 

«§ 3a 

Ausnahme von der Besteuerung 

Von der Besteuerung ausgenommen ist die Zahlung 
des Versicherungsentgelts an Brandunterstütznngsver- 
eine, soweit die anlässlich eines einzelnen Schadensfalls 
erhobene Umlage den Betrag von 5 500 Euro nicht über- 
steigt.“ 
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Artikel 11 

Artikel 16 

Inkrafttreten 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 22. Juli 2013 in Kraft. 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 5 
am 22. Juli 2013 in Kraft. 

(2) Die Artikel 14 und 15 treten mit Wirkung vom 
1. Juli 2010 in Kraft. 

(3) Artikel 11 Nummer 2 Buchstabe a und Nummer 4 
Buchstabe c tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2013 in 
Kraft. 

(4) Artikel 11 Nummer 1 und 4 Buchstabe a und b 
und Artikel 12 treten am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

(5) Artikel 11 Nummer 2 Buchstabe b und Nummer 4 
Buchstabe d tritt am 1. Januar 2014 in Kraft. 
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